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Deutschlands Zukunft gestalten

Einleitung

2014 haben auflenpolitische Krisen die politische Agenda bestimmt: Die Umwaélzungen
in der Ukraine haben zu einem Konflikt mit Russland gefiihrt. In Syrien und im Irak ist
die radikal-islamistische Terrormiliz ISIS erstarkt, die die gesamte Region terrorisiert
und destabilisiert.

Die Krise im Euroraum ist noch nicht restlos iberwunden. Die Bundesregierung setzt
sich fiir mehr nachhaltiges Wachstum, solide 6ffentliche Finanzen und die Schaffung
von Arbeitspldtzen ein.

Die Grofe Koalition hat im ersten Jahr ihrer Regierung zentrale Projekte ihres Koaliti-
onsvertrags in die Tat umgesetzt. Deutschland ist auf einem guten Weg:

- Der Haushalt fiir 2015 ist der erste seit 46 Jahren, der ohne Neuverschuldung ge-
plant ist.

- Gleichzeitig investiert die Bundesregierung mehr Geld in Bildung, Forschung, In-
novationen und die Verkehrsinfrastruktur. Auflerdem entlastet der Bund die Lan-
der und Kommunen.

- Mit iiber einem Prozent verzeichnet Deutschland ein stabiles Wirtschaftswachs-
tum.

- Der Arbeitsmarkt entwickelt sich positiv. Im Oktober waren mehr als 43 Millio-
nen Menschen erwerbstétig - eine halbe Million mehr als im Jahr davor.

- Der Startschuss fiir die Digitale Agenda ist erfolgt.

- Die Energiewende kommt mit dem neuen EEG und dem Nationalen Aktionsplan
Energieeffizienz voran.

- Mit dem Klimaschutzprogramm der Bundesregierung setzt Deutschland das Ziel
um, bis 2020 den CO,-Ausstof um 40 Prozent zu senken.

- Die neue Hightech-Strategie starkt Forschung und Innovation in Deutschland.

- Die sozialen Sicherungssysteme stehen auf solider Grundlage. Das Rentenpaket
schafft mehr Gerechtigkeit bei der Anerkennung der Lebensleistung.

- Ein gesetzlicher Mindestlohn bringt mehr Gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt.

- Die Bedingungen fiir die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf sind heute
besser denn je.

Das sind wichtige Weichenstellungen, die die soziale Sicherheit und Lebensqualitit der
Menschen verbessern, den gesellschaftlichen Zusammenhalt stirken, Investitionen in
die Zukunft ermdglichen und damit dem Standort Deutschland klare Perspektiven ge-
ben.



1. Verantwortung in der Welt iibernehmen

1.1. Auflen- und Sicherheitspolitik

Deutschland verdankt seinen Wohlstand und seine Stabilitit einer umfassenden Einbin-
dung in die internationale Staatengemeinschaft. Seinem wachsenden Gewicht entspre-
chen wachsende Erwartungen. Die aufienpolitische Agenda der Bundesregierung ist 2014
von den Konflikten der Ukraine, Gaza, Irak und Syrien und von der Ebola-Krise in West-
afrika geprigt. Das sind Herausforderungen, auf die die Welt auch von Deutschland Ant-
worten erwartet. Deutschland arbeitet mit seinen europdischen Partnern eng zusammen
und tritt flr einen starken und handlungsfahigen Europédischen Auswartigen Dienst
(EAD) ein

Deutsch-amerikanische Beziehungen

Das abgestimmte Vorgehen in der Ukraine-Krise, die Bekimpfung der Terrororganisa-
tion ISIS sowie die gemeinsamen Anstrengungen zur Eindimmung von Ebola zeigen,
dass eine enge Zusammenarbeit mit den USA mehr denn je ein unverzichtbares Element
der deutschen Auflen- und Sicherheitspolitik ist. Das gilt trotz der zwischen den USA
und Deutschland in der NSA-Affire aufgetretenen Meinungsverschiedenheiten. Sie be-
treffen die richtige Balance zwischen den berechtigten Sicherheitsinteressen des Staates
zum Schutz seiner Blirger sowie der Sicherung der privaten Freiheit und der Persénlich-
keitsrechte. Die Bundesregierung steht bei diesen Fragen in einem intensiven Dialog mit
den USA.

Durch das gemeinsame Vorhaben eines transatlantischen Freihandelsabkommens (TTIP)
beabsichtigt die Bundesregierung gemeinsam mit den EU-Partnern, den bereits jetzt sehr
engen wirtschaftlichen Austausch mit den USA weiter zu erleichtern und zu vertiefen.
Das Abkommen leistet einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung des Lebensstandards
auf beiden Seiten des Atlantiks.

Deutsch-Franzosischer Ministerrat

Schwerpunktthemen des Ministerrates am 19. Februar 2014 in Paris waren Klima, Ener-
gie sowie die Zusammenarbeit in den Bereichen Finanzen, Wirtschaft und Soziales sowie
Innen- und Justizpolitik. Bei der Auflen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik arbeiten
beide Staaten eng zusammen: So hat der Ministerrat beschlossen, Teile der Deutsch-
Franzosischen Brigade im Rahmen der EU-Trainingsmission EUTM nach Mali zu verle-
gen. Beide Regierungen beschlossen aufierdem, die afrikanische Krisenreaktionstruppe
zu verstarken. Ziel ist es, die Regionalorganisationen und einzelne afrikanische Staaten in
die Lage zu versetzen, fiir ihre eigene Sicherheit zu sorgen, so wie es auch in der Enable
and Enhance Initiative vorgesehen ist. Die Initiative hat Deutschland gemeinsam mit an-
deren EU-Partnern beim Europiischen Rat im Dezember 2013 eingebracht.

Deutsch-Israelische Regierungskonsultationen
Das Existenzrecht des Staates Israel ist fiir Deutschland Teil seiner Staatsrason. Im Feb-
ruar 2014 fanden die finften Deutsch-Israelischen Regierungskonsultationen in Jerusa-



http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Infodienst/2014/05/2014-05-20-ttip/2014-05-20-ttip-richtig-verstehen.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Reiseberichte/2014-02-19-dfmr-paris-merkel-kabinett.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/02/2014-02-24-deut-isral-regierungskonsultationen.html

lem statt. Im Mittelpunkt standen Wissenschaft und Forschung, Umweltfragen und Ju-
gendaustausch. Beide Regierungen haben beschlossen, das fiinfzigjahrige Jubildaum der
Aufnahme diplomatischer Beziehungen 2015 besonders zu begehen.

Deutsch-chinesische Beziehungen

Wihrend des Staatsbesuchs von Prasident Xi Jinping im Mirz 2014 haben beide Seiten
eine Innovationspartnerschaft beschlossen. Auf ihrem Chinabesuch im Juli hat sich Bun-
deskanzlerin Merkel fiir eine grofie thematische Breite dieser Partnerschaft eingesetzt.
Ein gemeinsamer Aktionsrahmens ist wiahrend der 3. Deutsch-Chinesischen Regierungs-
konsultationen im Oktober in Berlin beschlossen worden. Der Aktionsrahmen reicht von
Aufienpolitik, Zusammenarbeit im IT-Bereich tiber Landwirtschaft und Erndhrungssi-
cherheit bis hin zum kulturellen Austausch. Zwischen China und Deutschland gibt es
tiber 70 stindige Dialog- und Kooperationsplattformen. Der Rechtsstaats- und Men-
schenrechtsdialog gehoren auch dazu.

Reform des UN-Sicherheitsrats

Deutschland setzt sich fiir eine Reform des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen ein.
Seine Zusammensetzung und Arbeitsweise spiegelt die Verhéltnisse von 1945 wider,
nicht die von heute. Mit den so genannten G4-Partnern (Deutschland, Brasilien, Indien
und Japan) tritt Deutschland ein fiir die Erweiterung des Sicherheitsrates um sechs neue
stindige und vier neue nichtstiandige Sitze. Die Aufenminister der G4 unterstrichen am
25. September in New York, dass zehn Jahre nach dem Reformgipfel von 2005 und 70
Jahre nach Grindung der UN 2015 konkrete Reform-Fortschritte erzielt werden missen.

G7-Priasidentschaft Deutschlands

Wegen der Verletzung der Souverénitit und territorialen Unversehrtheit der Ukraine
durch Russland haben die Staats- und Regierungschefs der G7 beschlossen, die Teil-
nahme Russlands an den jahrlichen Treffen auszusetzen und zum Format der G7 zurtick-
zukehren. Deutschland hat nach dem ersten G7-Gipfel seit 1998 im Juni 2014 die G7-Pra-
sidentschaft ibernommen und ist am 7. und 8. Juni 2015 Gastgeber der Staats- und Re-
gierungschefs.

1.2. Weltweite Krisenherde

Ukraine / Russland

Seit Ende November 2013 kommt die Ukraine nicht zur Ruhe. Die Entscheidung des uk-
rainischen Prasidenten Janukowitsch gegen das Assoziierungs-/Freihandelsabkommen
mit der EU fiihrte zu monatelangen Protesten in der Ukraine, insbesondere auf dem Kie-
wer Maidan-Platz.

Nach der Ablésung Janukowitschs im Friihjahr 2014 folgte erst die vélkerrechtswidrige
Annexion der Krim durch Russland und seit dem Sommer gewalttitige Auseinanderset-
zungen im Osten des Landes. Durch Russland auch militdrisch unterstiitzte Separatisten
suchen die Abspaltung dieses Landesteils und den Anschluss an die Russische Fodera-
tion. Der Abschuss einer Passagiermaschine der Malaysia Airlines mit 298 Todesopfern
uber der Ostukraine am 17. Juli hat die Situation weiter verscharft.


http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/10/2014-10-10-dt-chin-regierungskonsultationen.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/10/2014-10-10-dt-chin-regierungskonsultationen.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Friedenspolitik/VereinteNationen/ReformVN/ReformSR_node.html
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/G8G20/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/11/2014-11-18-g7-themen.html?nn=393164
file:///C:/Users/Dellmannmo/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/M5EM3KE8/Assoziierungs-/Freihandelsabkommen%20mit%20der%20EU

Die EU und die internationale Gemeinschaft begegnen Russland mit einer Politik aus Di-
alog und Sanktionen. In einer Vielzahl von Gesprachen und Telefonaten hat die Bundes-
regierung gemeinsam mit europdischen Partnern darauf hingewirkt, Staatsprasident Pu-
tin zu einer konstruktiven Haltung gegeniiber der Ukraine zu bewegen. In der Folge gab
es eine Reihe von Fortschritten, wie die Durchfiihrung der Prasidentschaftswahlen in der
Ukraine im Mai, die Anerkennung des neu gewdhlten ukrainischen Prasidenten durch
Moskau oder die Einrichtung von zwei Beobachtungsmissionen der OSZE.

Dennoch hat die Destabilisierung der Ukraine durch Russland angehalten. Deshalb hat
die EU in mehreren Stufen Sanktionen verhingt: Nach der Aussetzung des EU-Russland-
Gipfels, der Verhdangung von Einreise- und Kontensperrungen fiir einzelne Personen
und Unternehmen, der Aussetzung von EU-Projektférderungen in Russland und Han-
delssanktionen gegeniiber der Krim beschloss die EU am 31. Juli 2014 sektorale Wirt-
schaftssanktionen gegentiiber Russland und verstirkte sie am 12. September.

Die Lage in der Ukraine bleibt Ende 2014 angespannt. Die am 5. September 2014 in Minsk
von der Ukraine und den prorussischen Separatisten unter Vermittlung der OSZE ver-
einbarte Waffenruhe ist briichig. Zusitzlich destabilisierend wirkte die positive Reaktion
Russlands auf die illegalen ,Parlaments- und Prasidentschaftswahlen“ in den ostukraini-
schen Regionen Lugansk und Donezk am 2. November 2014.

Islamischer Staat im Irak und in Syrien (ISIS)

Der Vormarsch der terroristischen IS-Milizen stellt eine Bedrohung fiir die Menschen
insbesondere im Irak und Syrien dar. Die von der ISIS begangenen Gewaltexzesse sind
menschenverachtend. Die Bundesregierung ist sich in dieser Einschitzung einig mit ih-
ren Partnern nicht nur in der westlichen, sondern auch in der islamischen Welt. Sie ar-
beitet bei ihren Mafinahmen gegen ISIS eng mit ihren Partnern zusammen.

Die internationale Gemeinschaft hat unter Fiihrung der USA eine Allianz ins Leben geru-
fen, die den Widerstand der betroffenen Menschen gegen die Terroristen unterstiitzen
will. Auch Staaten des Nahen und Mittleren Ostens haben sich der Allianz angeschlossen.
Die Bundesregierung unterstiitzt die Peschmerga, die Streitkrafte der Autonomen Re-
gion Kurdistan, mit Waffenlieferungen; eine Ausbildungsmission der Bundeswehr ist ge-
plant.

Irak

Ziel der Bundesregierung ist, den Menschen im Irak schnell und wirkungsvoll zu helfen
und gemeinsam mit internationalen Partnern einen Beitrag im Kampf gegen den ISIS-
Terror zu leisten.

Dazu gehort neben humanitirer Hilfe auch die Lieferung von Riistungsgiitern an die
kurdische Regionalregierung. Diese Unterstiitzung erfolgt mit ausdriicklichem Einver-
stindnis der irakischen Regierung. Es handelt sich dabei um Waffen, Munition und mili-
tarische Ausriistung.

Syrien
Die Bundesregierung hilt daran fest, dass der innersyrische Konflikt nur auf dem Ver-
handlungswege beigelegt werden kann. Sie setzt sich fiir eine politische Lésung ein und
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engagiert sich humanitir und entwicklungspolitisch in Syrien und den Nachbarstaaten.
Auflerdem leistet Deutschland einen wichtigen Beitrag zur Vernichtung der syrischen
Chemiewaffen.

Fliichtlingsproblem

Die Bundesregierung untersttitzt die Nachbarstaaten in den Konfliktregionen. Insgesamt
hat Deutschland seit 2012 tiber 600 Millionen Euro fiir die Menschen in Syrien und syri-
sche Fliichtlinge in Jordanien, Libanon, Tirkei bereitgestellt, darunter 350 Millionen
Euro humanitdre Hilfe. Programme fiir den Irak wurden aufgestockt oder erweitert, zum
Beispiel tiber das Welternihrungsprogramm (WEP) oder das Kinderhilfswerk der Verein-
ten-Nationen UNICEF.

Die Bundesregierung hat am 28. Oktober 40 Staaten zu einer internationalen Fliicht-
lingskonferenz nach Berlin eingeladen. Dabei hat sie die notwendige Unterstiitzung fir
die Anrainerstaaten unterstrichen und einen wichtigen Schritt zu einer wirksameren
und besser abgestimmten Hilfe getan. Auch fiir die kommenden Jahre hat die Bundesre-
gierung substantielle finanzielle Unterstiitzung zugesagt.

Ebola

Die Bundesregierung engagiert sich seit Ausbruch der Ebola-Epidemie in Afrika und un-
terstlitzt die internationalen Hilfsanstrengungen mit tiber 100 Millionen Euro; zum Bei-
spiel das Deutsche Rote Kreuz, ein WHO-Krankenhaus mit bis zu 100 Betten in Monrovia
auszustatten und zu betreiben. Dartiber hinaus wird ein Behandlungszentrum in
Kenema / Sierra Leone mit deutscher Hilfe ausgebaut und personell unterstiitzt. Medizi-
nisches Hilfspersonal wird ausgebildet und in die Krisengebiete entsandt. Die Bundes-
wehr hat eine Luftbriicke von Dakar in die betroffenen Gebiete eingerichtet. Dartiiber
hinaus stellt Deutschland weltweit als zweite Nation ein Spezialflugzeug bereit, um
schwer an Ebola Erkrankte auszufliegen. Das Technische Hilfswerk hat zahlreiche Ein-
satzkriafte nach Westafrika entsandt, um technisch-logistische Unterstiitzung fiir den in-
ternationalen Hilfseinsatz zu leisten.

Der Ebola-Beauftragte der Bundesregierung koordiniert die Hilfe der Bundesregierung.
Er leitet den Ebola-Krisenstab, in dem alle beteiligten Ressorts, Rettungsorganisationen
und Fachinstitute vertreten sind.

Die EU hat eine Ebola Task Force eingerichtet. Sie stellt Finanzmittel von iber 600 Milli-
onen Euro zur Bekimpfung der Ebola-Epidemie bereit. Diese Mittel sollen auf bis zu ei-
ner Milliarde Euro aufgestockt werden. 2.000 medizinische Fachkrifte sollen in Westaf-
rika eingesetzt werden.

1.3. Afghanistan

Am 31. Dezember 2014 beendet die internationale Gemeinschaft die ISAF-Mission, an
der auch Deutschland beteiligt ist. Eine NATO-Nachfolgemission soll die afghanischen
Sicherheitskréfte ausbilden, beraten und unterstiitzen. Deutschland plant in diesem Zu-
sammenhang, weiterhin im Norden des Landes Verantwortung zu tibernehmen.


http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/RegionaleSchwerpunkte/NaherMittlererOsten/syrienfluechtlingskonferenz/141028_Flueko.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/RegionaleSchwerpunkte/NaherMittlererOsten/syrienfluechtlingskonferenz/141028_Flueko.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/RegionaleSchwerpunkte/AfghanistanZentralasien/Afghanistan-Einstieg-node.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/11/2014-11-18-ebola.html
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/HumanitaereHilfe/AktuelleArtikel/140804_Ebola.html

Die Bundesregierung hat umfassende Beitrige zu Befriedung und Wiederaufbau Afgha-
nistans geleistet, die in den Fortschrittsberichten zusammengefasst sind. Der jiingste Be-
richt wurde dem Bundestag im November 2014 vorgelegt.

1.4. Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Auf dem EU-Gipfel im Dezember 2013 hat sich die Bundesregierung dafiir eingesetzt, die
Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU zu stirken und die
Rolle der EU als Akteur in der internationalen Sicherheitspolitik auszubauen. Ziel ist es,
die zivilen und militirischen Fahigkeiten Europas zur Krisenpravention und Konfliktbei-
legung effektiver zu machen. NATO und EU sollen sich besser ergdnzen.

Gemeinsam mit anderen EU-Partnern hat die Bundesregierung die Enable and Enhance
Initiative (E2I) eingebracht, um strategische Partner so auszubilden, dass sie besser fiir Si-
cherheit und Stabilitdt in ihrer Region sorgen kdnnen.

Der NATO-Gipfel im September 2014 hat mit Blick auf die Ukraine-Krise ein klares Sig-
nal der Geschlossenheit ausgesandt. Die Staats- und Regierungschefs haben mit ihren
Beschliissen die kollektive Verteidigung gestarkt und zugleich ein Bekenntnis zu einer
europdischen Sicherheitsarchitektur abgegeben.

Auf dem OSZE-Ministerratstreffen im Dezember 2014 ist beschlossen worden, dass
Deutschland 2016 den Vorsitz in der OSZE tibernimmt.

Neuausrichtung der Bundeswehr

Die Bundesregierung arbeitet an der Neuausrichtung der Bundeswehr. Mit der Attrakti-
vititsagenda vom Juni 2014 und dem ,,Gesetz zur Steigerung der Attraktivitit des Diens-
tes in der Bundeswehr* hat die Bundesregierung die Wettbewerbsfihigkeit der Bundes-
wehr als Arbeitgeber verbessert.

Die Neuausrichtung der Bundeswehr und die Einbindung deutscher Streitkrifte in die
internationalen Biindnisse und Organisationen (UN, NATO, EU, OSZE) bleibt wegen der
Vielzahl internationaler Krisen ein zentrales Thema. Auf deutsche Initiative hin hat der
NATO-Gipfel im September 2014 beschlossen, die Streitkrifte moderner und leistungsfa-
higer zu machen. Die Streitkrifte sollen effektiver zusammenarbeiten und eine héhere
Reaktionsfahigkeit bekommen.

Um den nationalen und internationalen Verpflichtungen personell und materiell nach-
zukommen, hat die Bundesregierung eine umfassende Bestandsaufnahme zentraler Riis-
tungsprojekte erstellt. Das Gutachten zeigt Risiken auf und macht Verbesserungsvor-
schldge. Auf dieser Grundlage erstellt die Regierung eine ,Agenda Riistung nach der Be-
standsaufnahme".

Transparenz bei Riistungsexporten

Die Bundesregierung informiert den Deutschen Bundestag jetzt innerhalb von 14 Tagen,
wenn der Bundessicherheitsrat und der sogenannte Vorbereitende Staatssekretirsaus-
schuss Riistungsexporte genehmigt haben.



http://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/Afghanistan/2011-12-27-fortschrittsbericht-afghanistan.html?nn=392318.
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Infodienst/2013/12/2013-12-20-europaeischer-rat/2013-12-20-europaeischer-rat.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Infodienst/2014/09/2014-09-09-nato-gipfel/2014-09-09-nato-gipfel.html?nn=437032%22%20/l%20%22group1
file:///C:/Users/Dellmannmo/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/M5EM3KE8/Neuausrichtung%20der%20Bundeswehr
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/06/2014-06-11-ruestungsexport-bericht.html

Auslandseinsitze der Bundeswehr

Wegen der weltweiten Krisen und Konflikte wird sich Deutschland auch weiterhin an in-
ternationalen Missionen im Ausland beteiligen. Die Bundesregierung hat die Auslands-
einsitze der Bundeswehr verldngert:

Der ISAF-Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan wurde nochmals verlangert.
Das ermoglicht ein sicheres Umfeld fiir den Wiederaufbau des Landes und die hu-
manitére Hilfe durch afghanische Staatsorgane, UN-Vertreter und internationale
Hilfsorganisationen. In Abstimmung mit den Partnern wird das ISAF-Engage-
ment weiter reduziert und Ende 2014 beendet. Das entspricht den Beschliissen
des NATO-Gipfels von Lissabon 2010. Gleichzeitig sind im Mandatszeitraum die
Voraussetzungen fiir die Anschlussmission - Resolute Support Mission (RSM) -
geschaffen worden.

In Mali unterstiitzt Deutschland die internationale Gemeinschaft, das Land zu sta-
bilisieren. Deutsche Streitkrifte nehmen an der EU-gefiihrten Ausbildungsmis-
sion EUTM Mali teil. Aufderdem unterstiitzt Deutschland die UN-Mission MI-
NUSMA mit Lufttransport und Luftbetankung.

Im Mittelmeer werden die Operationen ACTIVE ENDEAVOUR und UNIFIL vor
der Kiiste Libanons fortgesetzt.

Das gilt ebenso fiir die Einsitze an der syrisch-tlirkischen Grenze zur Verstirkung
des integrierten Luftverteidigungsverbunds der NATO (ACTIVE FENCE), am Horn
von Afrika zum Schutz der internationalen Seeschifffahrt vor der Kiiste Somalias
vor Piraterie sowie zur Piraterie-Bekdmpfung (NAVFOR ATALANTA), im Kosovo
(KFOR) sowie im Sudan und Stidsudan (UNMISS und UNAMID).

Auch die europiische Uberbriickungsmission in der Zentralafrikanischen Repub-
lik (EUFOR RCA) und die EU-gefiihrte Ausbildungsmission in Somalia (EUTM So-
malia) werden von Deutschland im Rahmen der Stabilisierung dieser Staaten wei-
ter unterstitzt.

Im Dezember 2014 beschloss die Bundesregierung, bis zu 100 Bundeswehrsolda-
tinnen und -soldaten in den Nordirak zu entsenden. Sie sollen die kurdischen Si-
cherheitskriafte im Kampf gegen die Terrormiliz ISIS ausbilden. Zu den Aufgaben
der entsandten Krifte soll ferner gehdren, Lieferungen humanitérer Hilfsgiiter
und militarischer Ausriistung in den Nordirak zu koordinieren. Das Einsatzgebiet
der Ausbildungsmission umfasst die Region Kurdistan. Der Einsatz soll im Januar
2015 vom Bundestag gebilligt werden.

Insgesamt sind 2014 rund 3.400 Soldaten in 2014 im Einsatz. Dartiber hinaus unterstiitzt
die Bundeswehr den Kampf gegen die Ebola-Epidemie in Westafrika seit Herbst 2014 mit
Transportmitteln und Fachpersonal.

1.5.

Internationale Polizei-Missionen

Weltweit nimmt die Bundespolizei Aufgaben im Auftrag der UN und der EU wahr. Sie
schiitzt auflerdem deutsche diplomatische und konsularische Vertretungen.
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http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlT9gmxHRQDaMqaD/!!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9zOLENP2CbEdFAAm5vGk!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy93MScTP2CbEdFAEYNT5o!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy93MScTP2CbEdFAEYNT5o!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy93MScTP2CbEdFAEYNT5o!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dwgq6QkNSc3NbVIvyDbUREApOSQ1A!!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy9qtS8kqLEnMS0oszsRP2CbEdFAH2Kvrg!/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy94vzcxJzMRL3U0pLceChHvyDbUREA3hM2jg!!/
http://preview.bpa2011.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/12/2014-12-17-irak-kabinett-ausbildungsmission.html
file://bk/dfs/home/Stephan.plath/VDI/Desktop/00%20Offene%20Aufträge/Schulz/ww.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSKiirpKoqMSMnNU-_INtREQD2RLYK/
http://www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSqlS93MziYqCK1Dy98tTiksS0oszsRP2CbEdFAEThK_Y!/%22
http://www.bundespolizei.de/DE/06Die-Bundespolizei/Aufgaben-Verwendungen/International/IPM/IPM_node.html

Am 17. September 2014 hat die Bundesregierung beschlossen, sich mit bis zu 20 Polizis-
ten des Bundes und der Linder an der zivilen Mission der EU zur Unterstiitzung des zivi-
len Sicherheitssektors in der Ukraine (EUAM Ukraine) zu beteiligen. Diese Mission soll
zur Stabilisierung der Lage des Landes beitragen. Sie unterstiitzt die ukrainische Regie-
rung, die verfassungsmafige und demokratische Ordnung zu festigen.

Die Bundesregierung hat am 15. Oktober 2014 beschlossen, sich mit bis zu 10 Polizisten
an der zivilen Mission der Europiischen Union zur Unterstiitzung des inneren Sicher-
heitssektors in Mali (EUCAP Sahel Mali) zu beteiligen. Der Stabilisierung der inneren Si-
cherheit des Landes ist wichtig, um die Aktivititen terroristischer Netzwerke einzudam-
men.

Die Bundesregierung unterstiitzt den Aufbau einer professionellen afghanischen Polizei.
Seit 2002 gibt es im Rahmen des bilateralen Polizeiprojekts German Police Project Team
(GPPT) insgesamt rund 72.000 Aus- und Fortbildungsmafnahmen. Der Aufbau der af-
ghanischen Polizei ist mit rund 157.000 Polizisten abgeschlossen. Auflerdem beteiligen
sich deutsche Polizei- und zivile Experten an der Europdischen Polizeimission EUPOL
(European Union Police Mission) in Afghanistan.

Ferner beteiligt sich die Bundesregierung mit Polizisten und zivilen Experten an der Po-
lizei- und Rechtsstaatsmission EULEX Kosovo sowie der Polizeimission EUPOL COPPS
im Westjordanland.

1.6. Deutschlands Rolle in Europa

Wahlen zum Europiischen Parlament

Vom 22. bis 25. Mai 2014 waren rund 400 Millionen Menschen in den 28 Mitgliedstaaten
der Européaischen Union aufgerufen, ein neues Europiisches Parlament (EP) zu wihlen.
42,5 Prozent der Wahlberechtigten haben in Europa ihre Stimme abgegeben. Die Wahl-
beteiligung in Deutschland lag bei tiberdurchschnittlichen 48,1 Prozent und damit knapp
finf Prozent hoher als bei der Europawahl 2009. Martin Schulz wurde erneut zum Prési-
denten des Europidischen Parlaments gewahlt.

Neue Europiische Kommission

Nach den Wahlen zum Européischen Parlament stand die inhaltliche, institutionelle und
personelle Ausrichtung der EU - auch im Zuge der Neubildung der Europdischen Kom-
mission - im Mittelpunkt. Mit den Ernennungen von Jean-Claude Juncker zum Prisiden-
ten der Europaischen Kommission, Donald Tusk zum Prasidenten des Européischen Ra-
tes sowie von Federica Mogherini zur Hohen Vertreterin der EU fiir Auffen- und Sicher-
heitspolitik hat sich Europa fiir die Zukunft neu aufgestellt. Glinther Oettinger, bisher
Kommissar fiir Energiepolitik, hat das Ressort ,Digitale Wirtschaft und Gesellschaft®
tibernommen. Das ist eines der Wirtschaftsdossiers, die fiir die Wettbewerbsfihigkeit
Deutschlands und Europas sowie fiir das Wachstum und Beschiftigung von entschei-
dender Bedeutung sind.
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http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Aktuelle_Artikel/Ukraine/140917_zivile_EU_Mission_in_Ukraine.html
http://www.auswaertiges-amt.de/sid_D0D1A0341465AF0B5B5288D17D332DFB/DE/Europa/Aussenpolitik/GSVP/Missionen/EUCAP_Sahel_Mali.html
http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/Sicherheit/Internationale-Zusammenarbeit/Polizeiprojekt-Afghanistan/polizeiprojekt-afghanistan_node.html
http://www.bmi.bund.de/DE/Themen/Sicherheit/Internationale-Zusammenarbeit/Polizeiprojekt-Afghanistan/polizeiprojekt-afghanistan_node.html
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/2014/polizeimissionen.html
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/2014/polizeimissionen.html
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/2014/polizeimissionen.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/07/2014-07-18-das-neue-ep.html

Die neue Europidische Kommission, die seit dem 1. November 2014 im Amt ist, unter-
scheidet sich strukturell von der Vorgidngerkommission. Mehrere Vizeprasidenten koor-
dinieren die Arbeit in Schwerpunktbereichen wie der Energieunion oder Wachstum und
Beschiftigung.

Strategische Agenda

Der Europiische Rat hat am 26./27. Juni 2014 erstmals eine Strategische Agenda und da-
mit klare Priorititen fiir die nichsten fiinf Jahre beschlossen. Dazu gehéren die Stirkung
von Wettbewerbsfahigkeit, Wachstum und Beschiftigung sowie von Freiheit, Sicherheit
und Recht. Die EU will eine Energieunion errichten und Vorreiter in der Klimapolitik
sein. Als starker globaler Akteur wird Europa weltweit mehr Verantwortung tiberneh-
men. Deutschland wird als das bevolkerungsreichste und wirtschaftlich starkste Mitglied
der EU auch in Zukunft als Motor der europédischen Integration wirken.

1.7. Entwicklungspolitik

Deutschland ist in absoluten Zahlen nach den USA und Grofbritannien drittgrofiter Ge-
ber weltweit. Bis 2017 werden zwei Milliarden Euro mehr fiir Entwicklungspolitik zur
Verfiigung stehen. Schwerpunkt der Entwicklungszusammenarbeit 2014 ist Afrika. Die
Bundesregierung hat Sondermittel fiir Sofortmafdnahmen zur Bewailtigung der Syrien-
Krise, fiir Fliichtlinge im Nordirak und Gaza, fiir humanitire Unterstiitzung der Ukraine
und zur Bekdmpfung der Ebola-Epidemie in Westafrika bereitgestellt.

2015 ist das Zieljahr der Millenniumsentwicklungsziele. Die Bundesregierung hat sich in-
tensiv an den Vorarbeiten fiir eine Post-2015-Agenda beteiligt, die im September 2015
beschlossen werden soll. Hierzu geh6rt unter anderem der Vorschlag der Offenen UN-
Arbeitsgruppe fiir globale Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Development Goals - SDGs),
die Armutsreduzierung mit den Themen der nachhaltigen Entwicklung zu verkniipfen
und fiir alle Staaten verbindlich zu machen.

Zur Vorbereitung auf 2015 hat die Bundesregierung einen breiten Dialog mit Zivilgesell-
schaft, politischen Stiftungen, Kirchen, Wirtschaft und Medien ins Leben gerufen, um
gemeinsam die Zukunftscharta "EineWelt — unsere Verantwortung" zu formulieren.
Deutschland wird die Post-2015 Agenda auch im Rahmen seiner G7-Prédsidentschaft un-
terstutzen.

Die Bundesregierung bereitet aktiv die Wiederauffiillungskonferenz der globalen Impf-
allianz GAVI (Global Alliance for Vaccines and Immunisation) vor, die im Januar 2015
unter Schirmherrschaft der Bundeskanzlerin in Berlin stattfinden wird. Die Konferenz
soll die Voraussetzungen fiir umfangreiche Impfprogramme fiir tiber 300 Millionen Kin-
der in den Jahren 2016 bis 2020 schaffen.
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http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/10/2014-10-22-neue-eu-kommission.html
http://www.european-council.europa.eu/council-meetings?meeting=15c64c6d-a970-4735-bb5f-8bd7f0e75f03&tab=News&lang=de#t2
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeitsstrategie/4-nachhaltigkeitspolitik-international/millenniumsziele/_node.html
http://www.bmz.de/de/was_wir_machen/ziele/ziele/millenniumsziele/index.html
https://www.zukunftscharta.de/zukunftscharta/de/home

2. Euro und solide Finanzen

2.1. Euro sichern

Kurs fiir nachhaltiges Wachstum, Beschiftigung und solide 6ffentliche Finanzen

Die Politik der Bundesregierung zielt auf Wachstum und Beschiftigung in Europa. Das
Konzept ,Hilfen nur gegen Strukturreformen und Haushaltskonsolidierung* ist aufge-
gangen: Die wirtschaftliche Erholung gewinnt an Boden. Irland, Portugal und Spanien
konnten die Hilfsprogramme planmaiflig abschlief3en. Das zeigt, dass die Eurozone in den
vergangenen Jahren erfreuliche Fortschritte gemacht hat. Wichtig sind nun mehr Inves-
titionen und ein stabiles Wachstum.

Verbesserte Grundlage der Einlagensicherung

Die Bundesregierung setzt die Europdischen Richtlinie tiber Einlagensicherungssysteme
um. Dadurch steigt das Schutzniveau fiir besonders schutzwiirdige Einlagen. Fiir den
Entschiadigungsfall ist eine schnellere Auszahlung geregelt. Es ist sichergestellt, dass An-
leger eine genauere Information tiber die Sicherung ihrer Einlagen erhalten. Die Finan-
zierung der Einlagensicherungssysteme ist dadurch verbessert, dass ein Mindestvermo-
gen aufzubauen ist.

Steuerzahler haften nicht fiir Bankenpleiten

Kinftig sollen in erster Linie Eigentimer und Glaubiger die Lasten tragen, wenn Banken
in Schieflage geraten. Das sieht die Europaische Bankenrestrukturierungsrichtlinie vor,
die auch Deutschland umsetzt. Im Rahmen des einheitlichen Bankenabwicklungsmecha-
nismus wird ein gemeinsamer Fonds aufgebaut, in den die Banken aus den teilnehmen-
den Mitgliedstaaten einzahlen. Die Bankenabgabe wird dabei im Vergleich zum bisheri-
gen Aufkommen in Deutschland deutlich erhoht.

Deutschland erfiillt Stabilitatspakt

Gesamtstaatlich ausgeglichener Haushalt, Schuldenquote zurtickgefiihrt: Deutschland
hat alle finanzpolitischen Vorgaben der EU erfiillt und wird dies auch in den kommen-
den Jahren bis 2018 erreichen.

Finanztransaktionssteuer
Die Einfiihrung der Finanztransaktionssteuer in der EU macht Fortschritte: Die teilneh-
menden Linder haben sich auf das weitere Vorgehen verstandigt.

2.2. Solide Finanzen

Schluss mit Neuverschuldung

2014 nimmt der Bund planméfiig rund 6,5 Milliarden Euro neue Kredite auf - so wenig
wie seit 40 Jahren nicht mehr. Strukturell weist der Haushalt 2014 sogar einen Uber-
schuss aus. Mit dem Haushaltsentwurf fiir 2015 legt die Bundesregierung zum ersten Mal
seit 1969 einen Haushaltsentwurf vor, der ohne Neuverschuldung auskommt.
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http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Euro/Programmlaender/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/11/2014-11-19-kabinett-einlagensicherung.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/05/2014-05-21-bankenabwicklungsfonds.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/05/2014-05-21-bankenabwicklungsfonds.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/04/2014-04-08-stabilitaetsprogramm.html
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Euro/Finanzmarktregulierung/Finanztransaktionssteuer/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/11/2014-11-25-gesamthaushalt-2015.html

Die ,,schwarze Null“ 2015 markiert zugleich den Beginn eines nachhaltig ausgeglichenen
Bundeshaushalts fiir den gesamten Finanzplanungszeitraum bis 2018. Deutschland er-
fullt klar die finanzpolitischen Vorgaben der EU. Bis Ende 2017 sollen die Staatsschulden
Deutschlands unter 70 Prozent des Bruttoinlandsprodukts und innerhalb der nichsten
zehn Jahre auf weniger als 60 Prozent sinken.

Kampf gegen Steuerhinterziehung

Der Kampf gegen Steuerhinterziehung und Steueroasen ist eine Daueraufgabe. Die Bun-
desregierung hat die Regelungen zur strafbefreienden Selbstanzeige bei Steuerhinterzie-
hung ab 1. Januar 2015 deutlich verschérft. Es bleibt bei eingeschrankten Méglichkeiten,
sich ,steuerehrlich“ zu machen.

Die Bundesregierung will Steuerehrlichkeit auch fiir Auslandskonten. Sie tritt fir eine
weltweite Durchsetzung des neuen einheitlichen Standards fiir den automatischen In-
formationsaustausch ein. Mit Erfolg: Der automatische Austausch von Steuerdaten
kommt.

Der ECOFIN-Rat hat Anfang Oktober 2014 beschlossen, die EU-Amtshilfe-Richtlinie um
den neuen OECD-Standard fiir den automatischen Informationsaustausch zu Finanz-
konten zu erweitern. Dariiber hinaus haben 51 Staaten aus vier Kontinenten Ende Okto-
ber 2014 auf der Berlin Tax Conference vereinbart, Daten zu Finanzkonten von nicht im
Inland lebenden Ausldndern an deren Heimatldnder zu iibermitteln. Die Regelung gilt ab
2017.

Entlastung der Kommunen

Die Bundesregierung entlastet in der laufenden Legislaturperiode Lainder und Gemein-
den um sechs Milliarden Euro. Mit dem eingesparten Geld sollen sie Kinderkrippen,
Kitas, Schulen und Hochschulen besser finanzieren kénnen.

Zudem zahlt der Bund den Kommunen im Vorgriff auf das kiinftige Bundesleistungsge-
setz fiir Menschen mit Behinderungen 2015 bis 2017 jeweils eine Milliarde Euro pro Jahr.
Die Bundesregierung will das sogenannte Bundesteilhabegesetz noch in dieser Legisla-
turperiode verabschieden und die Kommunen um jihrlich fiinf Milliarden Euro entlas-
ten.

Investitionen gestirkt

Die Bundesregierung stellt ab 2016 zehn Milliarden Euro zusitzlich bereit, um Investitio-
nen in Infrastruktur und Energieeffizienz zu erh6hen. Auch private Investitionen erhal-
ten zusitzliche Anreize: durch die Ausweitung der KfW-Férderung von Wagniskapital
fir junge Unternehmen.

3. In Deutschlands Zukunft investieren
Investitionen von heute sind Arbeitsplidtze und Wohlstand von morgen. Deswegen legt

die Bundesregierung einen Schwerpunkt auf die Bereiche Bildung und Forschung,
Schliisseltechnologien, Energie sowie Infrastruktur.
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http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/09/2014-09-24-kabinett-strafbefreiende-selbstanzeige.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/09/2014-09-24-kabinett-strafbefreiende-selbstanzeige.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/10/2014-10-29-konferenz-steuerhinterziehung.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/08/2014-08-20-kabinett-entlastung-kommunen.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/11/2014-11-26-haushaltsrede-bundeskanzlerin-merkel.html

Der Startschuss fir die Digitale Agenda ist erfolgt. Ein schnelles Internet macht Deutsch-
land zum Wachstumsmarkt der Zukunft. Digitale Technik leistet dabei einen wichtigen
Beitrag zum Umbau der Stromversorgung. Die Energiewende schreitet voran. Die Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist verabschiedet und bringt mehr Marktwirt-
schaft in diesen Bereich. Hohere Investitionen in Bildung, Forschung und Innovation
stirken den Forschungs- und Innovationsstandort Deutschland, etwa mit der neuen
Hightech-Strategie. Auch fiir Verkehrsinfrastruktur gibt es mehr Mittel. All das sind
wichtige Standortfaktoren fiir mehr Wachstum, Arbeitsplatze und Wohlstand.

3.1. Digitale Agenda

Der Digitale Wandel bietet grofle Chancen, Wohlstand und Lebensqualitit zu steigern
und Deutschlands Zukunftsfihigkeit zu sichern. Die Bundesregierung hat am 20. August
die Digitale Agenda 2014 bis 2017 beschlossen und wird damit den Wandel aktiv beglei-
ten und mitgestalten.

Handlungsfelder

Digitale Infrastrukturen

Ziel der Digitalen Agenda ist es, bis 2018 alle Haushalte tiber einen schnellen Internetan-
schluss mit einer Geschwindigkeit von mindestens 50 Megabit pro Sekunde auszustatten.
Das verbessert einerseits die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen. Zum anderen sol-
len alle Menschen die Vorteile der Digitalisierung nutzen kénnen. Die Bundesregierung
leistet dort Unterstiitzung, wo sich der Breitbandausbau fiir Privatunternehmen nicht
rechnet. Gerade im landlichen Raum gibt es noch Liicken in der Versorgung. Mobiles
Breitband wird helfen, den flichendeckenden Ausbau in lindlichen Regionen zu unter-
stutzen.

Digitale Wirtschaft und digitales Arbeiten

Deutschland soll digitales Wachstumsland Nr. 1 in Europa werden. Um das zu erreichen,
soll die Digitalisierung der Wirtschaft vorangebracht, junge Unternehmen geférdert und
Technologien wie Cloud Computing und Big Data unterstiitz werden.

Die Digitalisierung der Industrie (,Industrie 4.0.“), die Entwicklung neuer Technologien,
neuer Dienste und Anwendungen sowie die Wettbewerbsfiahigkeit Deutschlands im digi-
talen Wandel stehen dabei im Mittelpunkt.

Innovativer Staat

Die Verwaltung soll effizienter und moderner werden. Dazu hat die Bundesregierung das
Programm ,Digitale Verwaltung 2020“ beschlossen. Es schafft verbindliche Standards fiir
die bundesweite Digitalisierung der Verwaltung und bringt konkrete Projekte auf den
Weg.

Digitale Lebenswelten in der Gesellschaft gestalten

Die Bundesregierung will die Medienkompetenz in allen Generationen starken und digi-
tale Teilhabe ermoglichen. Geplant ist die Einfiihrung eines Freiwilligen Sozialen Jahres
Digital.
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http://www.digitale-agenda.de/DA/Navigation/DE/Home/home.html
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Bildung, Forschung, Wissenschaft, Kultur und Medien

Ziel ist, den digitalen Wandel in der Wissenschaft zu beschleunigen und Informa-
tionsinfrastrukturen wie Archive und Bibliotheken weiter auszubauen. Das Bildungssys-
tem soll besser auf die Anforderungen der digitalen Arbeitswelt vorbereiten. Der digitale
Zugang zu Kulturgiitern wird verbessert.

Europdische und internationale Dimension der Digitalen Agenda

Themen wie Netzausbau, Netzneutralitit, Vollendung des digitalen Binnenmarktes, Da-
tenschutz, Schutz des geistigen Eigentums im Internet, IT-Sicherheit und Forschungsfor-
derung miissen grenziibergreifend gesehen werden. Deswegen tritt die Bundesregierung
auch auf europdischer Ebene und in internationalen Organisationen fiir die Digitale
Agenda ein. Dabei kommt Multi-Stakeholder-Prozessen eine besondere Bedeutung zu, in
denen Wirtschaft, Wissenschaft, Staat und Zivilgesellschaft zusammenwirken.

Kernpunkte
1. Impulse fiir weiteres Wachstum und Beschéftigung

2. Zugang und Teilhabe durch leistungsstarke Netze
3. Vertrauen und Sicherheit im Internet

Instrumente

Die Digitale Agenda setzt den Handlungsrahmen fiir diese Legislaturperiode. Die ge-
meinsame Umsetzung erfolgt im Dialog mit den relevanten Gruppen aus Wirtschaft,
Wissenschaft, den Tarifpartnern und der Zivilgesellschaft. Erste Eckpunkte wurden auf
dem IT-Gipfel in Hamburg am 21. Oktober vorgestellt.

Eine neue Internetseite http://www.digitale-agenda.de/ informiert die Biirger fortlau-
fend tber die Digitale Agenda und den Stand der Umsetzung. Sie enthilt eine Kommen-
tarfunktion fiir Fragen und Anregungen.

Die von der Bundesregierung und den wesentlichen Akteuren der Telekommunikations-
branche gegriindete ,Netzallianz Digitales Deutschland® hat am 7. Oktober 2014 das
Kursbuch Netzausbau beschlossen. Das Kursbuch formuliert und konkretisiert Mafdnah-
men, Mechanismen und Vorhaben, die einen ziigigen Breitbandausbau in Deutschland
ermoglichen.

Regierungsprogramm ,,Digitale Verwaltung 2020

Die Bundesregierung hat am 17. September 2014 das Regierungsprogramm , Digitale
Verwaltung 2020“ beschlossen. Nach der Digitalen Agenda ist damit ein weiterer wichti-
ger Baustein zur Digitalisierung auf den Weg gebracht worden. Er leistet zugleich einen
Beitrag zur Umsetzung des Handlungsfeldes ,Innovativer Staat“. Das Programm Digitale
Verwaltung 2020 will verbindliche Standards zur flichendeckenden Digitalisierung der
Verwaltung einfithren und das E-Government-Gesetz in der Bundesverwaltung umset-
zen.
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So plant die Bundesverwaltung, ihre Beschaffungen kiinftig durchgéingig elektronisch
abzuwickeln. Ziel des Programms ist es zudem, fiir Birgerinnen und Biirger sowie Unter-
nehmen klassische Behérdenginge entbehrlich zu machen und einfache, schnelle - weil
elektronische - und sichere staatliche Dienstleistungen anzubieten.

Nationaler Aktionsplan zur ,,Open-Data-Charta“

Dieser Aktionsplan ist als Teil des Regierungsprogrammes ,,Digitale Verwaltung 2020 ein
wesentlicher Schritt auf dem Weg zu mehr Transparenz im Regierungs- und Verwal-
tungshandeln und zu einer ,,Good Governance®. Der Aktionsplan ist auch eine Grundlage
fir den Beitritt zum Open Government Partnership. Die Bundesregierung hat den Akti-
onsplan am 17. September 2014 beschlossen.

Die G8-Staaten haben auf dem Gipfel 2013 in Lough Erne eine ,,Open-Data-Charta“ be-
schlossen, mit der sie sich zu einer breiten Verdffentlichung von Verwaltungsdaten im
Sinne von ,,Open Data“ bekennen. Darin haben sich die G8-Staaten verpflichtet, natio-
nale Aktionspline zur Umsetzung der Open-Data-Charta zu erarbeiten

Sicherheit im Internet

Die Zusammenarbeit der Fachbehdrden im Nationalen Cyber-Abwehrzentrum wird ver-
bessert. Das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) erhalt mehr Geld
und Personal. Die Kompetenzen des Bundeskriminalamtes und der Bundespolizei wer-
den im Bereich Cybercrime, Cyberspionage und Cybersecurity verstirkt.

3.2. Energiewende

Der Anteil der erneuerbaren Energietrager am Bruttostromverbrauch erreichte im ersten
Halbjahr 2014 28,5 Prozent (Vorjahr 24,6 Prozent).

Die Windkraft an Land steigerte ihren Beitrag um 22 Prozent und die auf See um 9 Pro-
zent. Bei der Photovoltaik gab es ein Plus von 27 Prozent. Der weitere Ausbau der Erneu-
erbaren ist eine tragende Sdule fiir eine erfolgreiche Energiewende hin zu einer umwelt-
schonenden, zuverldssigen und bezahlbaren Energieversorgung.

Hohe Versorgungssicherheit

Die Stromversorgung in Deutschland ist weiterhin - auch im Vergleich zu anderen euro-
paischen Staaten - sehr zuverlassig. 2013 lag die durchschnittliche Unterbrechung der
Stromversorgung beim Endverbraucher bei 15,32 Minuten und damit noch unter dem
Mittelwert der Jahre 2006 bis 2012 (16,92 Minuten).

Europiische Energieversorgung

Zur Sicherung der Energieversorgung in allen Mitgliedstaaten hat die EU umfangreiche
MafRnahmen kurzfristiger (z. B. Ausarbeitung von Notfallpldnen fiir den Winter 2014/15)
und mittelfristiger Art (z. B. Vollendung des Energiebinnenmarktes, Diversifizierung der
Energieversorgung, Stairkung der heimischen Energieproduktion) beschlossen.

Im Oktober 2014 hat die Europdische Kommission in einem Bericht tiber die Krisenfes-
tigkeit des europdischen Gassystems die Auswirkungen eines Ausfalls von russischen
Gaslieferungen auf die Versorgungssicherheit in Europa untersucht. In dem Bericht wird
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Deutschland ein hohes Maf$ an Versorgungssicherheit bescheinigt. Die europdischen
Lander missen bei einem moglichen russischen Lieferstopp fiir Erdgas im Winter grenz-
ubergreifend zusammenarbeiten. Dabei wiirde die Umsetzung zentraler Energieinfra-
strukturprojekte die Versorgungssicherheit in Europa weiter erhéhen.

Reform des EEG

Die Bundesregierung hat eines ihrer wichtigsten Vorhaben der Legislaturperiode umge-
setzt: die Reform der Okostromférderung. Das neue Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist
am 1. August in Kraft getreten - mit wichtigen Auswirkungen: Der Ausbau der erneuer-
baren Energien wird fortgesetzt, ist nun aber fiir alle Beteiligten besser planbar. Die Ein-
bindung der erneuerbaren Energien in den Strommarkt wird verbessert. Die Kosten wer-
den gerechter verteilt, ohne Arbeitsplitze und wirtschaftlichen Erfolg zu gefahrden.

Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf mit der Europdischen Kommission abge-
stimmt, um Rechtssicherheit fiir den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien zu
schaffen.

Die wichtigsten Regelungen des EEG:

- Firjede Energieform sieht das Gesetz ein bestimmtes Mengenziel an neu instal-
lierter Leistung pro Jahr vor. Mit den Ausbaukorridoren wird der Zubau der er-
neuerbaren Energien technologiespezifisch gesteuert. Der weitere Umbau des
Energiesystems wird planbarer und berechenbarer.

- Bestimmte Forder-Boni entfallen. Auflerdem miissen neue Anlagen ab einer be-
stimmten Grofe ihren Strom direkt vermarkten.

- Ab spitestens 2017 will die Bundesregierung die Hohe der finanziellen Férderung
uber Ausschreibungen ermitteln. Fiinf Prozent der Ausschreibungsmenge werden
fir ausldndische Anbieter gedffnet. Das Ausschreibungsverfahren soll die Férde-
rung wettbewerblicher und kosteneffizienter gestalten. In einem ersten Schritt
sollen im Jahr 2015 im Rahmen einer Pilotausschreibung fiir Photovoltaik-Frei-
flichenanlagen Erfahrungen gesammelt werden.

- Kinftig miissen auch Betriebe und Einrichtungen, die ihren eigenen Strom pro-
duzieren, EEG-Umlage bezahlen. Dadurch werden die finanziellen Lasten, die mit
dem Ausbau der erneuerbaren Energien einhergehen, gerechter verteilt. Kleinan-
lagen sind weiterhin von der EEG-Umlage befreit.

e Die Belastung fiir die energieintensive Industrie ist in etwa gleich geblieben. Die
besondere Ausgleichsregelung fiir Unternehmen, die besonders viel Strom ver-
brauchen, ist mit dem EEG 2014 europarechtlich abgesichert.

10-Punkte-Energie-Agenda

Das neue EEG ist ein wichtiger Schritt, um die Energiewende zu sichern. Weitere zentrale
Vorhaben zur Energiewende in dieser Legislaturperiode werden in der "10-Punkte-Ener-
gie-Agenda" der Bundesregierung inhaltlich und zeitlich miteinander verzahnt. Dazu ge-
hort vor allem die Anpassung des Strommarkts an die wachsende Bedeutung der erneu-
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erbaren Energien. Hinzu kommen Energiesparmafinahmen in allen Bereichen, die Re-
form des europiischen Emissionshandels, eine Strategie fiir die energetische Gebdudesa-
nierung sowie der Ausbau und die Modernisierung der Stromnetze.

Kompetenzzentrum Naturschutz und Energie

Die Umsetzung der Energiewende soll naturvertraglich gestaltet werden. Um zur Ver-
sachlichung von Diskussionen beizutragen und Konflikte vor Ort besser 16sen zu kon-
nen, wird die Bundesregierung ein ,Kompetenzzentrum Naturschutz und Energie-
wende" einrichten. Im Juli 2014 hat ein Aufbauteam die Arbeit aufgenommen.

3.3. Netzausbau

Der Netzausbau ist unverzichtbarer Teil der Energiewende. Nur wenn das Stromnetz
ausreichend modernisiert und ausgebaut ist, kann eine zuverldssige Versorgung mit
Strom Quellen erfolgen. Deswegen wird kiinftig beides - Netzausbau und erneuerbare
Energien - eng miteinander verzahnt.

Beteiligung der Offentlichkeit

Der Bundesbedarfsplan ist das zentrale Instrument fiir den Ausbau des Ubertragungsnet-
zes. Er beruht auf dem Netzentwicklungsplan, der jahrlich in einem transparenten Ver-
fahren unter Einbindung der Offentlichkeit fortgeschrieben und - wenn nétig - an die
aktuellen Entwicklungen beim Ausbau der erneuerbaren Energien und im konventionel-
len Kraftwerkspark angepasst wird. Im August 2014 hat die Bundesnetzagentur den ers-
ten Antrag auf Bundesfachplanung fiir eine Leitung aus dem Bundesbedarfsplan erhal-
ten. Dariiber wird unter Beteiligung der Offentlichkeit entschieden.

Forderung der Akzeptanz

Der Ausbau der Stromnetze wie auch die Errichtung von Energieanlagen stofien man-
cherorts auf Kritik bis Ablehnung. Der geplante Umbau der Energieversorgung gelingt
aber nur, wenn die Bedirfnisse und Erwartungen von Bevolkerung, Industrie, Handel
und Kommunen hinreichend berticksichtigt werden. Deshalb hat die Beteiligung der Of-
fentlichkeit bei Bauvorhaben einen hohen Stellenwert. Auch die Forderinitiative ,Um-
welt- und gesellschaftsvertrigliche Transformation des Energiesystems*” legt einen
Schwerpunkt auf Akzeptanz und Beteiligung. Die Bundesregierung fordert 33 For-
schungsprojekte, die konkrete Losungsvorschldge erarbeiten sollen, mit einem Volumen
von rund 30 Millionen Euro.

Netz-Forschung

Die Stromleitungen miissen erhebliche Strommengen zum Teil iber grofde Distanzen
zwischen den Erzeugungsanlagen und den Verbrauchszentren transportieren. Auch er-
fordern die Schwankungen bei der Einspeisung aus erneuerbaren Energie neue Techni-
ken und Konzepte. Die Forderinitiative "Zukunftsfihige Stromnetze" bringt Innovatio-
nen wie optimierte Ubertragungs- und Verteiltechniken, intelligente Stromnetze, neue
Konzepte zur Netzplanung und Betriebsfithrung und innovatives Lastmanagement vo-
ran. Im August 2014 konnten die ersten 83 Vorhaben starten, das Fordervolumen liegt
bei etwa 157 Millionen Euro.
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3.4. Energieeffizienz

Die Bundesregierung baut die Energieeffizienz als zweite Sdule der Energiewende aus. Sie
bereitet einen Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) vor, der im Dezember
2014 verabschiedet wurde. Mit der ,,Energiewende-Plattform Gebdude® und der ,,Platt-
form Energieeffizienz“ sind Dialogforen entstanden, die Akteure aus Wirtschaft, Zivilge-
sellschaft und Wissenschaft sowie Vertreter der Linder zusammenbringen. Es geht da-
rum, gemeinsam Strategien zu entwickeln, die der Energieeffizienz in Deutschland
neuen Schub verleihen.

Einen Uberblick iiber MaRnahmen der Energieeffizienz enthilt der Bericht der Bundes-
regierung an die EU-Kommission vom Juni 2014, dem ,Nationalen Energieeffizienz-Ak-
tionsplan 2014“ (3. NEEAP). Er zeigt, welche Einsparungen bereits erreicht sind und wie
die Ziele fir die nichsten Jahre aussehen.

Energetische Gebdaudesanierung

Die Energieeinsparverordnung vom Mai 2014 hat die Auflagen fiir Neubauten nochmals
verschirft. Es gibt nun strengere Effizienzstandards fiir Neubauten: Der Effizienzstan-
dard steigt zum 1. Januar 2016 nochmals um rund 25 Prozent (Primarenergiebedarf) bzw.
rund 20 Prozent (Wiarmeddmmung der Gebaudehtille). Ab 2021 ist dann der niedrigste
Energie-Gebaudestandard fiir alle Neubauten verpflichtend, fiir 6ffentliche Gebaude be-
reits ab 2019 (EU-Gebiudeeffizienzrichtlinie).

Energieausweis ist Pflicht

Mit der neuen Energieeinsparverordnung miissen sich Hausbesitzer und Bauherren auf
weitere Verinderungen einstellen: Es ist jetzt Pflicht, bei Verkauf oder Vermietung von
Wohnungen und Hausern den Energieausweis vorzulegen. Alte Heizkessel sind ab 2015
verboten.

Stromsparen unterstiitzen

Die Bundesregierung setzt die Forderung unterschiedlicher Beratungsprogramme zum
Energiesparen fort. Seit April 2014 gibt es ,Kithlschrank-Zuschiisse“ als Anreiz, auf mo-
derne Gerdte umzusteigen und Strom zu sparen. Stromsparhelfer bieten in Haushalten
mit geringem Einkommen einen kostenlosen Stromspar-Check an, bei dem der Energie-
verbrauch von Kiihlgeriten gemessen wird. Uber Gutscheine sollen rund 16.000 neue,
energiesparende Kiihlgerdte zum Einsatz kommen.

Energie-Standards und Kennzeichnung
2014 hat die EU eine Reihe neuer Energieeffizienzstandards und -kennzeichnungspflich-
ten eingefiihrt:

- Seit 1. Mérz gibt es fiir elektrische Lampen und Leuchten (zum Beispiel Tisch- o-
der Stehlampen) ein EU-Energieeffizienzlabel. Es weist hohere Energieeffizienz-
klassen (A+ und A++) aus. Die niedrigen Klassen F und G fallen weg.

- Seit dem 1. Juli miissen Kiithl- und Gefrierschrianke, die in den Handel kommen,
mindestens die Energieeffizienzklasse A+ aufweisen. Kiihlgeradte mit geringerer
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Energieeffizienzklasse gibt es dann am Markt nicht mehr. Davon ausgenommen
sind Weinkiihlschrianke und Kiithlschrianke in Wohnmobilen oder Hotelzimmern.

- Seit dem 1. September 2014 diirfen nur noch Staubsauger mit maximal 1600 Watt
Leistung in den Verkauf gehen. Dabei darf kein neues Gerdt ohne EU-Energieeffi-
zienzlabel im Regal stehen.

3.5. Elektromobilitdt

Seit Anfang 2013 wird Elektromobilitdt in vier ,,Schaufenstern Elektromobilitit* erfahr-
bar gemacht. Die Schaufenster férdern den Ideenwettbewerb zwischen Regionen und
Unternehmen und bieten der technologischen Leistungsfahigkeit deutscher Unterneh-
men eine 6ffentliche Bithne. Fiir die Schaufenster stehen Férdermittel in Héhe von 180
Millionen Euro bereit. Hinzu kommen Modellregionen in acht weiteren Regionen in
Deutschland.

Ende September 2014 hat die Bundesregierung den Entwurf fiir ein erstes Elektromobili-
tatsgesetz beschlossen. Privilegien im Straflenverkehr sollen Anreize fiir den Kauf von
Elektroautos setzen. So sollen E-Autos kostenfrei parken und Busspuren benutzen diir-
fen. Schon jetzt sind Elektro-Autos in den ersten zehn Jahren nach ihrer Anschaffung
von der Kfz-Steuer befreit.

3.6. Neue Energie-Technologien

Mehr Forschungsférderung ,,Energie®

Die Energieforschung bildet ein festes strategisches Element der Energiepolitik. Die Bun-
desregierung unterstiitzt mit dem 6. Energieforschungsprogramm Unternehmen und
Forschungseinrichtungen, neue Technologien fiir die Energieversorgung von morgen zu
erforschen und zu entwickeln. Die Forschungsférderung ist seit 2006 von 399 Millionen
Euro auf 809 Millionen Euro gestiegen. Zwischen 2013 und 2016 stehen fiir die Energie-
forschung rund 3,5 Milliarden Euro bereit.

Der Energieforschungsbericht 2014 stellt die Akzente der Energieforschungsférderung
kompakt dar. Schwerpunkte sind:

- Erneuerbare-Energie-Technologien

- Konventionelle Kraftwerkstechnik und CCS-Technologien

- Brennstoffzellen und Wasserstoff

- Netze fiir die Stromversorgung der Zukunft

- Energiespeicher fiir stationdre und mobile Anwendungen

- Energieeffizienz im Gebdudebereich und energieoptimiertes Bauen
- Energieeffiziente Stadt und dezentrale Energiesysteme

- Energieeffizienz in der Industrie, im Gewerbe, Handel und bei Dienstleistungen
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Speichertechnologien

Die Bundesregierung férdert 60 innovative Forschungsprojekte mit der gemeinsamen
Forderinitiative "Energiespeicher"”. Sie unterstiitzt notwendige technologische Forschun-
gen und Kostensenkungen, um eine schnellere Markteinfithrung neuer Energiespeicher
zu erreichen. Im 6. Energieforschungsprogramm stehen dafiir bis 2014 rund 200 Millio-
nen Euro fiir Forschungsvorhaben bereit. Ziel ist es, eine grofe Bandbreite von Speicher-
technologien fiir Strom, Warme und andere Energietrager weiter zu entwickeln.

3.7. Forschungs-Forderung

Der Etat fiir Bildung und Forschung steigt 2014 weiter um 1,2 Milliarden auf rund 15,3
Milliarden Euro. Das sind drei Prozent des gesamten Bundeshaushalts. Bis 2017 wird der
Etat nochmals um 25 Prozent auf 17 Milliarden Euro steigen. Vor 12 Jahren waren es sie-
ben Milliarden Euro.

Politik, Wirtschaft und Wissenschaft investieren inzwischen weit tiber 80 Milliarden
Euro in Forschung und Entwicklung. Damit liegt Deutschland weltweit in der Spitzen-

gruppe.

Allein der Bund férdert Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 2014 mit 14,4 Milliar-
den Euro. Die groften Positionen sind Gesundheitsforschung und Gesundheitswirt-
schaft, Luft- und Raumfahrt, Energieforschung und Energietechnologien sowie Klima,
Umwelt, Nachhaltigkeit.

Der Bund wird in dieser Legislaturperiode seine Investitionen weiter steigern und 3 Mil-
liarden Euro zusétzlich fiir Forschung und Entwicklung zur Verfiigung stellen. Damit fi-
nanziert er z. B. aufleruniversitdre Forschungseinrichtungen, den Pakt fiir Forschung
und Innovation und die Exzellenzinitiative.

Neue Hightech-Strategie

Die Bundesregierung hat die ,Neue Hightech-Strategie — Innovationen fiir Deutsch-
land® am 3. September beschlossen. Mit dieser umfassenden und ressortiibergreifenden
Strategie sollen die Krifte aus Wissenschaft und Wirtschaft gebiindelt werden, um Ideen
noch schneller in innovative Produkte und Dienstleistungen zu tiberfiihren.

Forschungs- und Innovationsprogramm ,,Horizont 2020

Anfang 2014 fiel der Startschuss fiir das Forschungs- und Innovationsprogramm Hori-
zont 2020 der EU. Es ermoglicht die Forderung von Forschung und Innovation von der
Grundlagenforschung bis zur Markteinfiihrung. Horizont 2020 ist mit 77 Milliarden Euro
das weltweit grofite Programm dieser Art. Davon werden in den nichsten sieben Jahren
auch Forschungseinrichtungen und Unternehmen in Deutschland profitieren.

Fir Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen aus Deutschland ergibt
sich die Chance, jahrlich bis zu 1,5 Milliarden Euro aus Briissel einzuwerben.
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Forschungsférderung fiir Hochschulen

Bisher kann der Bund nur die aufieruniversitire Forschung institutionell férdern (unter
anderem Max-Planck-Gesellschaft, Fraunhofer-Gesellschaft), Hochschulen hingegen nur
Uiber befristete Programme (zum Beispiel Hochschulpakt 2020, Exzellenzinitiative). Ziel
der Bundesregierung ist es, im Einvernehmen mit den Lindern die Hochschulen auch
dauerhaft fordern und damit starken zu kénnen. Daher hat die Bundesregierung am 16.
Juli 2014 einen Gesetzentwurf zur Neufassung des Artikels 91b Absatz 1 des Grundgeset-
zes beschlossen. Damit soll der verfassungsrechtliche Rahmen fiir eine erweiterte Koope-
ration von Bund und Landern im Hochschulbereich zum 1. Januar 2015 geschaffen wer-
den.

Wissenschaftspakte

Der Pakt fiir Forschung und Innovation und der Hochschulpakt sollen fortgeschrieben
werden. Die Exzellenzinitiative wird evaluiert, eine Nachfolgeinitiative von Bund und
Liandern soll bis 2016 entwickelt werden.

3.8. Bildung

Lander und Gemeinden stehen im Bereich Bildung vor groffen Herausforderungen. Des-
wegen entlastet der Bund die Lander. Fiir Betreuung und Bildung stehen in dieser Legis-
laturperiode Mittel in Hohe von insgesamt 6 Milliarden Euro zur Verfiigung. Davon sol-
len 5 Milliarden Euro fiir den Bereich Wissenschaft, Schule und Hochschulen und 1 Mil-
liarden Euro fiir den Bereich Kita und Krippen eingesetzt werden.

So wird der Bund ab 1. Januar 2015 die vollstdndige Finanzierung der Leistungen nach
dem Bundesausbildungsférderungsgesetz (BAf6G) iibernehmen. Bisher tragen die Lan-
der 35 Prozent der Kosten. Der Bund entlastet die Linder damit um rund 1,2 Milliarden
Euro jahrlich.

Berufliche Bildung

Der Berufsbildungsbericht 2014 zeigt, dass sich der Ausbildungsmarkt verdndert hat:
2013 haben erstmals mehr als die Hilfte aller Schulabginger ein Studium begonnen. Die
Bundesregierung will die berufliche Bildung weiter stirken und mehr junge Leute in
Ausbildung bringen. Deswegen entwickelt sie den Ausbildungspakt mit Sozialpartnern
und Liandern weiter zu einer neuen , Allianz fiir Aus- und Weiterbildung®.

Eine zentrale Aufgabe besteht darin, die betrieblichen Angebote und die Nachfrage von
Jugendlichen besser zusammenzufiihren. Jeder junge Mensch soll die Chance auf eine
betriebliche Ausbildung bekommen. Besonderes Augenmerk gilt dabei leistungsschwé-
cheren Jugendlichen. Das Thema Ausbildung war auch inhaltlicher Schwerpunkt des 7.
Integrationsgipfels am 1. Dezember 2014.

Angleichung von Meisterbrief und Bachelor

Meisterbriefe enthalten kiinftig den Hinweis, dass der Abschluss im Deutschen und Eu-
ropaischen Qualifikationsrahmen (DQR / EQR) dem Niveau 6 entspricht. Dieser Stufe ist
auch der Bachelor-Abschluss zugeordnet. Meisterbrief und Bachelor sind damit gleich-
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wertig. Eine groflere Durchlissigkeit von Hochschul- und beruflicher Bildung hat posi-
tive Effekte fiir den Einzelnen wie fir die Sicherung der Fachkriftebasis insgesamt. Sie
ermoglicht beispielsweise Studienabbrechern, ihre bereits erworbenen Qualifikationen
fiir eine Ausbildung zu nutzen. Und sie erleichtert beruflich qualifizierten Fachkriften
das Aufstiegsstudium.

Bilanz zur Ausbildungsférderung (BAf6G)

BAfO6G ermoglicht es jungen Menschen, unabhingig von ihrer sozialen und wirtschaftli-
chen Situation eine Ausbildung zu absolvieren, die ihren Fahigkeiten und Interessen ent-
spricht. Die Bilanz: 2013 bekamen 620.000 junge Menschen die monatliche Ausbildungs-
forderung - fast so viele wie im Rekordjahr 2012.

Novelle des BAf6G

Die Bundesregierung will das BAf6G weiterentwickeln und besser an die Lebenswirklich-
keit der Studierenden anpassen. Das Bundeskabinett hat im August 2014 die Novellie-
rung des BAf6G beschlossen. Die BAfoG-Séatze sollen ab 2016 um sieben Prozent steigen.
Die Einkommensfreibetrdge der Eltern werden ebenfalls um sieben Prozent erhoht.
Dadurch kénnen etwa 110.000 mehr Studierende und Schiiler BAf6G erhalten. Der
Hochstsatz fiir Studierende mit eigener Wohnung liegt dann bei monatlich 735 Euro. Die
Erhéhungen sollen mit Beginn des Schuljahres 2016 und ab dem Wintersemester
2016/17 gelten.

Wer im Studium oder in der Schulzeit bereits Nachwuchs hat, bekommt kiinftig fiir jedes
Kind 130 Euro Zuschlag fir die Betreuung. Derzeit sind es 113 Euro fiir das erste und 85
Euro fiir jedes weitere Kind. Das hilft, Familie und Ausbildung besser zu vereinbaren.

Kinftig wird BAf6G auch fir die Zeit zwischen Abschluss eines Bachelors und einem an-
schliefdenden Masterstudium gewéhrt. Maf3geblich sind die Bekanntgabe des Bachelor-
Abschlussergebnisses und die vorlaufige Zulassung zum Master-Studium. Das verlangert
die BAf6G-Férderung um maximal zwei Monate und schliefdt die bisherige Forderliicke.

Meister-BAf6G

Erfolgreichstes Forderinstrument der beruflichen Weiterbildung ist das Meister-BAf6G.
Rund 171.000 Fachkréfte nahmen das Angebot 2013 in Anspruch und bildeten sich zum
Meister oder Techniker weiter. Mit dem "Meister-BAf6G" gelingt zahlreichen Fachkréf-
ten der berufliche Aufstieg.

Mehr Geld fiir Bildung

Der Bund ist bereit, ab 2015 das BAfoG vollstindig zu ibernehmen. Damit entlastet er die
Lander um jahrlich tiber eine Milliarde Euro. Die Linder kdénnen diese zusatzlichen Mit-
tel fir die Bildungsfinanzierung verwenden, insbesondere fiir Hochschulen.

Qualitatsrahmen fiir Praktika

Um bei Praktika einen hochwertigen Lerninhalt und auch angemessene Arbeitsbedin-
gungen sicherzustellen, hat sich der Rat der EU mit Zustimmung Deutschlands auf einen
Qualitatsrahmen fiir Praktika verstindigt. Es handelt sich um eine Empfehlung, die ein
wichtiger Baustein fiir die Umsetzung der Jugendgarantie ist.
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3.9. Mehr Mittel fiir Infrastruktur

Der Verkehrsetat mit den Schwerpunkten Strafe, Schiene und Wasserstrafde bleibt grofR-
ter Investitionshaushalt des Bundes. Die Bundesregierung investiert seit 2014 deutlich
mehr Geld in den Ausbau der Infrastruktur. Allein fiir Verkehrswege sind in den kom-
menden vier Jahren finf Milliarden Euro zusitzlich geplant. Durch die Weiterentwick-
lung der Nutzerfinanzierung durch Einfiihrung einer Infrastrukturabgabe und Auswei-
tung der Lkw-Maut starkt der Bund zusétzlich die Finanzierung der Infrastruktur.

Mehr Geld fiir Verkehrswege

Fir Verkehrswege sind in den kommenden vier Jahren fiinf Milliarden Euro zusatzlich
vorgesehen. Durch die geplante Einfithrung einer Infrastrukturabgabe (,,Pkw-Maut®) und
durch die Ausweitung der Lkw-Maut starkt der Bund zusétzlich die Finanzierung der
Infrastruktur. Die Infrastrukturabgabe wird Halter von Pkw, die in Deutschland Kfz-
steuerpflichtig sind, nicht zuséatzlich belasten.

Pkw-Maut

Wer auf Deutschlands Fernstrafden unterwegs ist, muss kiinftig dafiir zahlen. Inlindi-
schen Fahrzeughaltern soll dadurch keine zusatzliche Belastung entstehen. Sie werden
durch eine geringere Kfz-Steuer wieder entlastet. Das sehen die Gesetzentwiirfe zur Ein-
fiihrung einer Pkw-Maut und zur Anderung der Kfz-Steuer vor, die das Bundeskabinett
beschlossen hat.

Sanierung und Ausbau

2014 sind rund 10,5 Milliarden Euro in Sanierung und den Ausbau von Strafden, Schienen
und Wasserwegen geflossen. Bis 2017 sollen die Mittel auf 11,9 Milliarden Euro steigen.
Allein fiir das Straflennetz stellt der Bund in den nichsten Jahren mehr als 3,6 Milliarden
Euro zusitzlich zu Verfiigung.

Stadtentwicklung und kommunale Infrastruktur
Die Bundesregierung erhoht die Mittel fiir die Stadtebauférderung auf 700 Millionen
Euro und fiir das Programm Soziale Stadt auf 150 Millionen Euro.

Dadurch steigen die Zukunftsinvestitionen in Stidten und Gemeinden. Hinzu kommen
sieben Millionen Euro fiir das Aktionsprogramm ,, Regionale Daseinsvorsorge*®.

Regionale Wirtschaftsférderung

Die Bundesregierung hat die Investitionsmittel fiir die Gemeinschaftsaufgabe Regionale
Wirtschaftsstruktur auf 600 Millionen Euro angehoben. Das kommt insbesondere den
Investitionen in den neuen Lindern zugute.

Hochwasserschutz

Bund und Linder haben sich auf eine gemeinsame Liste der wichtigsten landeriibergrei-
fenden vorbeugenden Hochwasserschutzmaffnahmen fiir ein Nationales Hochwasser-
schutzprogramm verstdndigt. Der Bund unterstiitzt die Linder finanziell dabei, diese
Mafnahmen umzusetzen.
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3.10. Klima- und Umweltschutz

Weniger Treibhausgase

Der Treibhausgasausstof} in Deutschland soll bis 2020 um mindestens 40 Prozent gegen-
tiber dem Stand von 1990 reduziert werden. Um dieses Ziel zu erreichen, hat die Bundes-
regierung das ,,Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 beschlossen. Waren diese Zusatz-
mafinahmen fiir den Klimaschutz nicht getroffen worden, hiatten hochstens 35 Prozent
Treibhausgase eingespart werden konnen. Mit dem Aktionsprogramm kann die beste-
hende Liicke nun geschlossen werden.

Auch innerhalb der EU hat sich die Bundesregierung erfolgreich fiir eine Reduzierung
um mindestens 40 Prozent bis 2030 gegeniiber 1990 eingesetzt. Der Europédische Rat hat
im Oktober Eckpunkte des EU Klima- und Energierahmens 2030 vereinbart: Ein ambiti-
oniertes und verbindliches Klimaziel von mindestens 40 Prozent EU-intern sowie EU-
Ziele von mindestens 27 Prozent fiir den Ausbau Erneuerbarer Energien und Energieeffi-
zienz.

Damit bekriftigt Europa seine Vorreiterrolle im Klimaschutz und gibt ein positives Sig-
nal an die internationalen Klimaverhandlungen. Zudem schafft Europa Rahmenbedin-
gungen fiir eine dauerhaft sichere, bezahlbare und umweltvertriagliche Energieversor-
gung. Die frithzeitige Festlegung auf zentrale Eckpunkte gibt der Wirtschaft Planungs-
und Investitionssicherheit. Auch die Fortfiihrung des bewahrten Carbon Leakage Re-
gimes sichert die Wettbewerbsfihigkeit der Industrie.

Der Emissionshandel als das zentrale Klimaschutzinstrument in Europa soll besser funk-
tioniert. Deswegen hat die Bundesregierung die EU unterstiitzt, dass CO,-Emissionsbe-
rechtigungen innerhalb der Handelsperiode zeitweise verknappt worden sind (,,Backloa-
ding“). Die Bundesregierung engagiert sich fiir eine weitere rasche Stabilisierung und
nachhaltige Stirkung des Marktes von CO,-Emissionsberechtigungen. Das sind wichtige
Signale fiir die internationalen Klimaverhandlungen und den Abschluss eines umfassen-
den Klimaschutzabkommens bei der Klimavertragsstaatenkonferenz in Paris Ende 2015.

Internationale Klimaschutzinitiativen

Die Folgen des Klimawandels sind weltweit spiirbar, vor allem in den Entwicklungslan-
dern. Um den Klimaschutz dort voranzubringen, stellt die Bundesregierung im Rahmen
der Internationalen Klimaschutzinitiative in diesem Jahr 1,85 Milliarden Euro zur Verfii-

gung.

Der Griine Klimafonds (GCF) unterstiitzt Entwicklungs- und Schwellenldnder, Emissio-
nen zu reduzieren und Anpassungen an die Folgen des Klimawandels zu bewailtigen. Mit
750 Millionen Euro wird Deutschland einen wichtigen Beitrag zur Erstkapitalisierung
dazu leisten.

Trinkwasserschutz beim Fracking

Auch beim Fracking hat der Schutz des Trinkwassers und der Gesundheit absolute Prio-
ritat. Verunreinigungen des Trinkwassers durch gesundheitsschiadlicher Chemikalien
werden ausgeschlossen.
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Regionale Anbauverbote fiir gentechnisch verinderte Pflanzen

Die EU-Umweltminister haben beschlossen, dass jedes Land selbst entscheiden kann, ob
es den Anbau gentechnisch verdnderter Pflanzen zuldsst. Die Bundesregierung hat die-
sen Beschluss unterstiitzt und schafft die Moglichkeit fiir regionale Anbauverbote (Opt-
out-Regelung). Damit trigt die Bundesregierung den Vorbehalten vieler Menschen Rech-
nung.

Endlagerung radioaktiver Abfille

Am 22. Mai 2014 ist die Standortauswahlkommission zum ersten Mal zusammengekom-
men. Sie hat den Auftrag, bis Ende 2015 Kriterien fiir die Suche nach einem geeigneten
Atommiill-Endlager zu erarbeiten. Dem Gremium gehoren Vertreter der Wissenschaft
und gesellschaftlicher Gruppen an, sowie Bundestagsabgeordnete aller Fraktionen und
Mitglieder von Landesregierungen.

3.11. Ldndlicher Raum, Landwirtschaft und Tierschutz

Forderung der lindlichen Raume

Mit dem Bundesprogramm ,Lindliche Entwicklung® stellt die Bundesregierung 2015
und 2016 jahrlich zehn Millionen Euro zur Verfligung, um innovative Ansitze der landli-
chen Entwicklung zu erproben und zu férdern. Aufierdem wird die Bundesregierung im
Rahmen der ,,Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiis-
tenschutzes“ zusitzliche Mittel fiir den vorsorglichen Hochwasserschutz in Héhe von 20
Millionen Euro bereitstellen.

Landwirtschaft und Umwelt
Die Bundesregierung hat die Reform der europdischen Agrarpolitik national umgesetzt.
Die Forderung der Landwirtschaft wird dadurch zeitgemaf.

So werden die vielfiltigen gesellschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft, zum Bei-
spiel beim Erhalt der Kulturlandschaften, honoriert und gesichert. Uberdies sind iiber
das sogenannte Greening jetzt Direktzahlungen an zusitzliche Umweltleistungen ge-
kntipft. Die Férderung von kleinen und mittleren Betrieben sowie von Junglandwirten
sind weitere wichtige Elemente der Reform.

Tierwohl

Mit der 2014 gestarteten ,, Tierwohlinitiative“ sollen die Haltungsbedingungen insbeson-
dere fiir landwirtschaftliche Nutztiere weiter verbessert und noch starker an die Bedirf-
nisse der Tiere angepasst werden. Ein ,,Kompetenzkreis Tierwohl“ hat bereits seine Arbeit
aufgenommen. In diesem beratenden Gremium sind Landwirtschaft, Tierschutz- und
Verbraucherverbinde, Wissenschaft und Veterinire vertreten.

Weniger Antibiotika in der Tierhaltung

Seit Juli 2014 gelten neue Regeln zum Einsatz von Antibiotika in der Nutztierhaltung. Ab
diesem Zeitpunkt miissen Betriebe, die Rinder, Schweine, Hithner und Puten zur Mast
halten, erfassen, wie haufig ihre Tiere mit Antibiotika behandelt werden. Damit sollen
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Uberwachungsbehérden den Einsatz besser beurteilen und bei Bedarf einschreiten kén-
nen. Tierhalter sollen den Antibiotikaeinsatz auf das therapeutisch notwendige Mindest-
mafd minimieren.

Tierseuchen besser vorbeugen

Das seit Mai 2014 geltende Tiergesundheitsgesetz beugt Tierseuchen besser vor. Regel-
mafige Untersuchungen gewidhrleisten, dass mogliche Gefahren fiir die Tiergesundheit
frith erkannt werden. Zugleich erweitert es den Kreis derjenigen, die eine Tierseuche an-
zeigen missen.

Schutz von Nutz- und Versuchstieren

Halter von Nutztieren sind seit Februar 2014 verpflichtet, anhand vorgegebener Krite-
rien Eigenkontrollen zu einer artgerechten Haltung durchzufiithren. Werden die Vorga-
ben nicht erfillt, miissen die Halter Mafnahmen zur Verbesserung ergreifen. Bei der
Forderung von Stallneubauten wird der Tierschutz besonders berticksichtigt.

Seit Januar 2014 gelten auch bessere Haltungsbedingungen fiir Versuchstiere. So miissen
Halter die Verwendung von Versuchstieren und den Schweregrad der Versuche melden.
Daneben fordert die Bundesregierung speziell die Entwicklung von Ersatzmethoden zu
Tierversuchen.

Mehr Schutz von Haustieren

Seit August 2014 haben Tierhdndler gegeniiber Kdufern erweiterte Informationspflich-
ten tiber artgerechte Haltung. Mit einer erweiterten Erlaubnispflicht fiir die Einfuhr soll
der unseriose Handel mit Jungtieren bekdmpft werden. Zugleich wurden die Haltungs-
bedingungen in der gewerblichen Kaninchenhaltung und -zucht verbessert. Die gewerb-
liche Hundeausbildung, fiir die Mindestqualitatsstandards gelten, ist nun genehmigungs-
pflichtig.

3.12. Nachhaltige Entwicklung

Die Bundesregierung hat die nationale Nachhaltigkeitsstrategie fortgefiihrt. Ein Bericht
des Statistischen Bundesamtes zu den Nachhaltigkeitsindikatoren vom Juni 2014 zeigt
eine leichte Verbesserung. Die Zahl der Indikatoren mit positiver Entwicklung tiber-
wiegt. Seit Sommer 2014 arbeitet ein Staatssekretdrsausschuss fiir nachhaltige Entwick-
lung an der Weiterentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie. Gemeinsam mit Frankreich
und Osterreich hat Deutschland im Oktober 2014 eine Initiative fiir eine europiische
Nachhaltigkeitswoche gestartet, die erstmals vom 30. Mai bis 5. Juni 2015 stattfinden
wird. Damit soll den vielen bestehenden Projekten und Akteuren lokal und national
Sichtbarkeit verliehen werden.
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4. Arbeit und Wirtschaft

41. Arbeitsmarkt

Im Oktober 2014 waren knapp 403.000 mehr Menschen erwerbstitig als ein Jahr zuvor -
insgesamt 43,08 Millionen.

Vor allem die sozialversicherungspflichtige Beschiftigung entwickelte sich gut: Uber 30,6
Millionen Menschen waren im September 2014 sozialversicherungspflichtig beschéftigt.
Gegeniiber dem Vorjahr war das ein Zuwachs von knapp 508.000.

Gesetzlicher Mindestlohn ab 2015

Ab 1. Januar 2015 gilt in Deutschland ein gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro. Davon
profitieren 3,7 Millionen Menschen direkt. Eine Kommission aus Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmervertretern setzt ab 2016 alle zwei Jahre die Lohnuntergrenze fest. Zum 1. Ja-
nuar 2017 erfolgt die erste Anpassung des Mindestlohns. In Branchen, in denen es allge-
meinverbindliche Tarifvertrage gibt, sind bis Ende 2017 niedrigere Mindestl6hne mog-
lich. Ab 1. Januar 2017 miissen diese — unabhingig von einer moéglichen Anpassung des
Mindestlohns -mindestens 8,50 Euro vorsehen. Fiir Zeitungszusteller gibt es bis 2017 be-
fristete Ausnahmeregelungen. Spétestens 2017 missen auch hier 8,50 Euro gezahlt wer-
den. Fiir Erntehelfer und andere Saisonarbeitnehmer sind flankierende Regelungen vor-
gesehen, die moglichen Problemen bei der Einfithrung des gesetzlichen Mindestlohns
Rechnung tragen sollen.

Mindestl6hne in 16 Branchen

In 16 Branchen gibt es zum Stichtag 1. Oktober 2014 verbindliche branchenspezifische
Mindestlohne, die auf einer tarifvertraglichen Vereinbarung beruhen. Zuletzt trat am 1.
Oktober eine Folgeverordnung tiber den Mindestlohn in der Abfallwirtschaft einschlief3-
lich der Straf3enreinigung und des Winterdienstes in Kraft. Seit dem 1. August gilt erst-
mals bundesweit ein Mindestlohn in der Fleischwirtschaft. Zum achten Mal in Folge
wurde der Mindestlohn fiir Maler- und Lackiererhandwerks fiir allgemein verbindlich
erklart.

Gleiche Arbeit - gleicher Tarifvertrag

Zukunftig wird der Tarifvertrag der Gewerkschaft angewendet, der die meisten Beschéif-
tigten organisiert - falls in einem Betrieb fir gleiche Tatigkeiten verschiedene Tarifver-
trage gelten. So sieht es der vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf des Tarifeinheits-
gesetzes vor. Minderheitsgewerkschaften bekommen zukiinftig das Recht, Arbeitgebern
ihre Vorstellungen und Forderungen in einer Tarifauseinandersetzung zu unterbreiten.
Erst dann kann der Arbeitgeber mit der Mehrheitsgewerkschaft verhandeln. Zudem be-
steht nach der Verhandlung die Méglichkeit, die Inhalte des Tarifvertrags der grofleren
Gewerkschaft zu ibernehmen.

Forderung von Jugendbeschiftigung in Europa

Am 8. Oktober 2014 fand in Mailand die zweite Folgekonferenz zur Férderung von Ju-
gendbeschiéftigung statt. Die EU-Staats- und Regierungschefs haben gefordert, dass die
vorhandenen EU-Mittel zligig in Arbeitsmarktprojekte abfliefien. Die Jugendgarantie
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sieht vor, dass Menschen unter 25 Jahren binnen vier Monaten, nachdem sie arbeitslos
geworden sind oder die Schule verlassen haben, eine Arbeitsstelle, ein Ausbildungs- be-
ziehungsweise Praktikumsplatz oder eine Weiterbildungsmafnahme angeboten bekom-
men. Die Bundesregierung hat den Nationalen Implementierungsplan zur Umsetzung
der Jugendgarantie in Deutschland am 8. April 2014 beschlossen.

Die Jugendarbeitslosenquote in Deutschland betrigt 7,6 Prozent und ist im europdischen
Vergleich niedrig. Deutschland verfiigt iiber ein bewidhrtes duales Ausbildungssystem so-
wie gute Beratungs- und Forderstrukturen. Viele EU-Mitgliedstaaten betrachten dieses
System als Vorbild fiir ihre nationalen Reformen. Das Sonderprogramm MobiPro der
Bundesregierung unterstiitzt junge EU-Biirger bei der Aufnahme einer betrieblichen Be-
rufsausbildung in Deutschland. Ziel des Programms ist es, Hemmnisse der beruflichen
Mobilitdt innerhalb der EU abzubauen und damit einen Beitrag zur Férderung von Ju-
gendbeschiftigung zu leisten. Bis 2018 stehen dafiir 560Millionen Euro bereit.

Fachkrafte-Offensive

Mitte Médrz 2014 hat das Bundeskabinett mit dem zweiten Fortschrittsbericht zum Fach-
kraftekonzept eine positive Bilanz gezogen. So stieg die Erwerbsquote bei dlteren Arbeit-
nehmern, bei Miittern und Migranten. Gleichzeitig sank der Anteil von Jugendlichen
ohne Abschluss. Die Fachkrifte-Offensive ist eine ressortiibergreifende Informations-
kampagne der Bundesregierung. Sie unterstiitzt Unternehmen, ihren Bedarf an qualifi-
ziertem Personal zu decken und hilft Fachkréften, sich erfolgreich am Arbeitsmarkt zu
positionieren und weiterzuentwickeln.

Mehr Frauen in Fiihrungspositionen

Die Bundesregierung will fiir die Aufsichtsrite aller Unternehmen, die bérsennotiert und
voll mitbestimmungspflichtig sind, eine Frauenquote von 30 Prozent einfiihren. Etwa
3.500 weitere Unternehmen will die Grofde Koalition verpflichten, sich feste ZielgrofRen
zu setzen. Auch im 6ffentlichen Bereich soll die Gleichstellung vorangetrieben werden.

4.2. Wirtschaft und Wachstum

Fiir 2014 rechnet die Bundesregierung mit einer Zunahme des Bruttoinlandsprodukts
um real 1,2 Prozent. Wichtigste Wachstumsstiitze ist die stabile Binnenkonjunktur. Die
robuste Verfassung des Arbeitsmarktes lasst Beschiftigung und Einkommen trotz gestie-
gener geopolitischer Risiken weiter steigen.

Wirtschaftsmotor Mittelstand

Mittelstdndler tragen deutlich zur Wirtschaftskraft bei: Rund 37 Prozent des gesamten
Umsatzes der Unternehmen in Deutschland erwirtschaften kleine und mittlere Unter-
nehmen. Bei der Wertschopfung liegt ihr Anteil sogar bei rund 57 Prozent. Die Bundesre-
gierung unterstiitzt diese Unternehmen von der Finanzierung bis zu Schritten ins Aus-
land.
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Unternehmertum und Griindungsgeist

Unternehmensgriindungen schaffen Arbeitsplétze, féordern Wettbewerb und bringen In-
novationen hervor. Erfolgreiche Unternehmensnachfolgen sichern die Zukunft des Mit-
telstands in Deutschland. Die Bundesregierung unterstiitzt durch zahlreiche Initiativen
und Férderprogramme Existenzgriindungen und die Ubernahme von Unternehmen.

Zahlungsmoral im Geschiftsverkehr
Die Bundesregierung will die Zahlungsmoral im Geschéftsverkehr verbessern. Das Ge-
setz zur Verscharfung des Zahlungsverzugs ist Ende Juli 2014 in Kraft getreten.

Freihandelsabkommen mit den USA

Die EU und die USA verhandeln {iber ein gemeinsames Freihandelsabkommen (TTIP).
Sie wollen tarifiare und nicht-tarifire Handelshemmnisse abbauen und unterschiedliche
Bestimmungen bei der Herstellung von Produkten harmonisieren.

Das soll den Kauf und Verkauf von Waren und Dienstleistungen zwischen den beiden
grofiten Wirtschaftsriumen der Welt vereinfachen. Das Verhandlungsmandat der Euro-
paischen Kommission stellt klar, dass TTIP nicht zur Senkung geltender Standards der
EU und ihrer Mitgliedstaaten zum Schutz von Umwelt, Gesundheit und Verbrauchern
fihren darf.

Exportinitiative Erneuerbare Energien

Die Bundesregierung hilft deutschen Unternehmen, die sich im Ausland auf dem Markt
fiir erneuerbare Energien positionieren mochten. Die "Exportinitiative Erneuerbare
Energien" informiert tiber branchenspezifische Exportmaoglichkeiten und gibt Starthilfe
bei Auslandsaktivitdten.

Rohstoffstrategie

Als Industrienation ist Deutschland auf eine verlassliche Verfiigbarkeit von Rohstoffen
angewiesen. Die Bundesregierung hat daher mit der Rohstoffstrategie die erforderlichen
Rahmenbedingungen fiir eine nachhaltige Rohstoffversorgung geschaffen. Die Strategie
hat das Ziel, den Zugang zu Rohstoffen zu erleichtern. So kénnen durch bilaterale Roh-
stoffpartnerschaften neue Bezugsquellen fiir die Industrie eréffnet werden. Aufderdem
verringern Innovationen durch F&E-Programme im Bereich der Rohstoffforschung so-
wie Mafnahmen zur Rohstoff- und Materialeffizienz die Importabhadngigkeit.

Luft- und Raumfahrt

Die Luft- und Raumfahrt spielt fiir den Industrie- und Innovationsstandort Deutschland
eine wichtige Rolle. Die Bundesregierung unterstiitzt Forschungs- und Technologieent-
wicklungsvorhaben in diesem Bereich mit dem Luftfahrtforschungsprogramm. Ziel ist
eine umweltvertragliche, leistungsfahige, sichere und passagierfreundliche Luftfahrt.

Der Bund fordert die deutschen Raumfahrtaktivititen auf nationaler und europiischer
Ebene. Dazu gehoren nationale Projekte, die deutschen Beitriage zur Europaischen Welt-
raumorganisation ESA sowie der Bereich "Raumfahrtforschung und -technologie" des
Deutschen Zentrums fiir Luft- und Raumfahrt (DLR). Die Férdermittel umfassen pro Jahr
rund eine Milliarde Euro.
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Biirokratie weiter abbauen

Das Bundeskabinett hat am 4. Juni das Arbeitsprogramm Bessere Rechtsetzung 2014 be-
schlossen. Ziel ist es, den bestehenden buirokratischen Aufwand fiir Biirger, Unterneh-
men und Verwaltungen weiter zu verringern. Praktische Erfahrungen der Betroffenen
werden kiinftig noch starker berticksichtigt. Vorschriften sollen einfach, verstindlich
und zielgenau werden.

43. Aufbau Ost

Der Aufbau Ost ist seit Anfang der 90er Jahre eine der wichtigsten Aufgaben der Bundes-
politik. 25 Jahre nach der Friedlichen Revolution kénnen die Menschen in Ost und West
stolz auf das gemeinsam Erreichte sein:

Die Infrastruktur ist im Osten modernisiert und die ostdeutsche Wirtschaft steht auf ei-
nem soliden Fundament. Die verheerende Umweltverschmutzung ist gestoppt und viele
Altlasten sind beseitigt. Insgesamt hat sich die Lebensqualitit in Ost- und Westdeutsch-
land weitgehend angeglichen.

Die positive Bilanz darf aber nicht dartiber hinwegtiduschen, dass noch Einiges zu tun ist,
z.B. bei der Starkung der Wirtschaftskraft, der Angleichung der Einkommen und auf dem
Arbeitsmarkt. Die Bundesregierung steht daher zu ihren Verpflichtungen aus dem Soli-
darpakt II, der 2019 endet. Angesichts der unterschiedlichen Steuerkraft der Linder wird
auch fir die Zeit danach ein Finanzausgleich erforderlich sein, in dem die Solidaritat
zwischen leistungsstirkeren und unterstiitzungsbediirftigen Lindern zum Ausdruck
kommt. Die Weichen zur Neuordnung der Bund-Lénder-Finanzbeziehungen werden in
dieser Legislaturperiode gestellt. Zur Unterstiitzung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in
Deutschland soll zudem ein Fordersystem fir strukturschwacher Regionen entwickelt
werden, das strukturschwache Regionen in allen Bundesldndern einbezieht.

5. Soziale Sicherheit und Lebensqualitit

5.1. Rente

Rentenbeitrag stabil

Der Rentenbeitragssatz fiir das Jahr 2014 betrédgt 18,9 Prozent. Wegen der guten Finanz-
lage der gesetzlichen Rentenversicherung sinkt der Beitragssatz zum 1. Januar 2015 auf
18,7 Prozent. Beschiftigte und Unternehmen werden im néachsten Jahr jeweils um rund
eine Milliarde Euro entlastet.

Rentenpaket
Leistungsverbesserungen gibt es durch das Rentenpaket. Es schafft mehr Gerechtigkeit
und enthilt vier Verbesserungen:

- Erziehungszeiten werden besser anerkannt

Miitter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, erhalten einen weiteren Entgelt-
punkt fiir jedes Kind zusétzlich zu ihrem bestehenden Rentenanspruch.
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- Rente fiir langjahrig Versicherte

Versicherte, die 45 Jahre lang gearbeitet, Kinder grof3gezogen oder Angehorige ge-
pflegt haben, kdnnen mit 63 Jahren abschlagsfrei in Rente gehen. Auch Zeiten, in
denen Arbeitslosengeld bezogen wurde, zahlen mit. Die abschlagsfreie Rente ab 63
gilt fiir Versicherte, die vor dem 1. Januar 1953 geboren sind und deren Rente ab
dem 1. ]Juli 2014 oder spater beginnt. Fir Versicherte, die nach dem 1. Januar 1953
geboren sind, steigt die Altersgrenze mit jedem Jahrgang um zwei Monate (bis
zum Geburtsjahrgang 1964). Wer nach dem 1. Januar 1964 geboren wurde, kann
also nach 45 Beitragsjahren abschlagsfrei in Rente gehen, wenn er das 65. Lebens-
jahr vollendet hat.

- Erwerbsminderung

Menschen, die eine Erwerbsminderungsrente erhalten, werden kiinftig in der
Rentenberechnung so gestellt, als ob sie zwei Jahre ldnger gearbeitet hiatten. Auch
wird bei der Rentenberechnung gepriift, ob die letzten vier Jahre vor dem Eintritt
in die Erwerbsminderung die Rentenhohe negativ beeinflusst haben. Das ist hdu-
fig der Fall, da die meisten Menschen in dieser Zeit schon krank waren. Mindern
diese letzten vier Jahre die Rentenanspriiche, fallen sie kiinftig aus der Berech-
nung heraus.

Alle Anderungen sind zum 1. Juli 2014 in Kraft getreten. Die Verbesserungen beim Reha-
Budget gelten riickwirkend seit 1. Januar 2014.

Flexibler Ubergang in die Rente

Bei der Flexi-Rente geht es darum, wie ein flexibles und attraktives Weiterarbeiten bis
zur Regelaltersgrenze mit 67 Jahren erreicht werden kann. Es geht auch um Losungen fiir
ein mogliches Weiterarbeiten nach Erreichen der Regelaltersgrenze.

Die Regierungs-Fraktionen haben die Bundesregierung im Mai 2014 aufgefordert, bis
Herbst 2014 Vorschlige zu flexiblen Ubergingen in den Ruhestand zu erarbeiten. Es soll
ein rechtlicher Rahmen fiir flexiblere Uberginge vom Erwerbsleben in den Ruhestand
geschaffen werden. Dazu ist eine Arbeitsgruppe der Koalition eingesetzt worden.

Ostrenten

2020 soll in einem letzten Schritt die Angleichung der Rentenwerte erfolgen. Die Bun-
desregierung hat sich mit Blick auf das Auslaufen des Solidarpaktes Ende 2019 vorge-
nommen, den Fahrplan zur Renteneinheit in einem Gesetz festzuschreiben. Mitte 2016
wird gepriift, wie weit die Angleichung der Altersbeziige in den neuen und den alten
Bundeslindern vorangekommen ist. Inzwischen betragt der Rentenwert im Osten 92,2
Prozent des Westwertes.

Anerkennung der Arbeit im Ghetto

Wer wihrend des Nationalsozialismus in einem Ghetto gearbeitet hat, steht fiir diese Zeit
eine Rentennachzahlung ab 1997 zu. Die Regelung gilt ausnahmslos. Rund 40.000 Be-
troffene, die damals in einem NS-Ghetto unter unmenschlichen Bedingungen gearbeitet
haben, kdnnen ihre bisherige Rentenzahlung neu berechnen lassen.

33


http://www.bmas.de/DE/Themen/Rente/Gesetzliche-Rentenversicherung/Leistungen/Altersrenten/altersrenten.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Interview/2014/08/2014-08-13-merkel-saechsische-zeitung.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/04/2014-04-08-ghettorenten.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/04/2014-04-08-ghettorenten.html

Fonds Heimerziehung Ost

Der Fonds fiir ehemalige Heimkinder aus der DDR wird von 40 Millionen Euro auf insge-
samt 364 Millionen Euro aufgestockt. Darauf haben sich Bund und ostdeutsche Lander
verstiandigt, die die Mittel je zur Hilfte aufbringen. Bis Ende September 2014 konnten
Betroffene ihre Anspriiche anmelden. Mit den Mitteln sollen Folgeschiden aus der
Heimunterbringung gelindert werden.

5.2. Gesundheit und Pflege

Solide Finanzierung und Qualititssicherung der Gesundheitsversorgung

Die gesetzlichen Krankenkassen kénnen ab 2015 ihre Beitrige weitgehend selbst gestal-
ten. Der gesetzlich festgelegte Beitragssatz wird von 15,5 auf 14,6 Prozent abgesenkt. Da-
fir kann kiinftig jede Krankenkasse von ihren Mitgliedern einen kassenindividuellen,
einkommensabhingigen Zusatzbeitrag erheben. Das férdert den Wettbewerb unter den
Krankenkassen — um eine wirtschaftliche, qualitativ hochwertige und patientenorien-
tierte Versorgung. Das Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Quali-
tat in der gesetzlichen Krankenversicherung stellt die Finanzierung der Gesetzlichen
Krankenkassen auf eine solide Basis.

Mehr Transparenz, mehr Qualitdt: Teil der Reform ist die Einrichtung eines Instituts zur
Qualitatssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen: Seine Aufgabe ist es, Daten
zum Erfolg oder Misserfolg von medizinischen Behandlungen zu sammeln und auszu-
werten. Uber dieses Institut kénnen sich Patienten zukiinftig leichter {iber die Qualitit
der Behandlung in Krankenhdusern informieren.

Hebammen, die freiberuflich arbeiten und nur wenige Geburten betreuen, fillt es zuneh-
mend schwer, die steigenden Beitrage zur Berufshaftpflichtversicherung zu zahlen. Die
Bundesregierung hat dafiir gesorgt, dass die Gesetzliche Krankenversicherung diese Heb-
ammen mit zusatzlichen Mitteln unterstiitzt.

Die Unabhéingige Patientenberatung Deutschland hat im vergangenen Jahr mehr als
80.000 Patienten und Angehorige beraten. Dabei ging es vorwiegend um Anspriiche ge-
gen Krankenkassen, Geldforderungen, Zuzahlungen und Behandlungsfehler. Damit hat
die Zahl der Beratungen zu Patientenrechten deutlich zugenommen. Um die Unabhéin-
gige Patientenberatung zu stirken, hat die Bundesregierung die Mittel auf neun Millio-
nen Euro erhoht.

Preisstopp fiir Arzneimittel

Die Bundesregierung hat den Preisstopp fiir Arzneimittel bis Ende 2017 verldngert und
den Herstellerrabatt von sechs auf sieben Prozent erh6ht. Damit hat sie drohende Ausga-
bensteigerungen im Gesundheitswesen verhindert. Die Gesetzlichen Krankenkassen spa-
ren dadurch rund 650 Millionen Euro im Jahr und kénnen eine bezahlbare Arzneimittel-
versorgung auf hohem Niveau sicherstellen.

Patientensicherheit bei Medizinprodukten
Patienten, denen zum Beispiel Herzklappen oder Gelenke implantiert werden, erhalten
zukiinftig eine Patienteninformation und einen Implantatepass. Patienten kdnnen bei
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offentlichen Produktwarnungen damit selbst priifen, ob sie betroffen sind. Gesundheits-
einrichtungen missen den Einsatz von Implantaten so dokumentieren, dass Betroffene
zligig ermittelt werden kénnen.

Gesundheits- und Dienstleistungsregionen

Die Bundesregierung fordert bis 2018 fiinf herausragende regionale Netzwerke. Sie ent-
wickeln und erproben priaventive und soziale Konzepte fiir mehr Lebensqualitdt und Ge-
sundheit. Dabei geht es zum Beispiel um Fragen: Wie kann die Mobilitit dlterer Men-
schen unterstitzt werden? Wie wird die soziale Teilhabe aller Menschen in der Region
moglich? Wie kann man die Gesundheit von Kindern férdern?

Mehr Zeit und Geld fiir Pflege

Die Leistungen fiir Pflegebediirftige steigen 2015 um vier Prozent und kénnen besser
miteinander kombiniert werden. Durch das erste Pflegestarkungsgesetz kann der Pflege-
bediirftige die Leistungen kiinftig auch individueller auswahlen. Das entlastet auch pfle-
gende Angehorige.

Damit die Beitrige der Pflegeversicherung kiinftig moglichst stabil bleiben, wird ein
Pflegevorsorgefonds eingerichtet. Bis 2033 sollen 0,1 Prozent der Beitrdge der Pflegever-
sicherung in diesen Fonds fliefen. Mit diesen Neuregelungen hat die Bundesregierung
die erste Stufe der Pflegereform auf den Weg gebracht. Sie soll zum 1. Januar 2015 in
Kraft treten.

5.3. Existenzminimum

Hohere Regelsitze bei Grundsicherung und Sozialhilfe

Bei Sozialhilfe und Grundsicherung (auch Grundsicherung im Alter sowie bei Erwerbs-
minderung) gibt es seit Januar 2014 hoheren Regelsitze. Ein alleinstehender Erwachsener
bekommt 399 Euro und erhélt somit acht Euro im Monat mehr.

5.4. Familie

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Mit dem ,ElterngeldPlus“ hat die Bundesregierung mehr Moglichkeiten fiir Familien ge-
schaffen, indem Teilzeitarbeit und Elterngeld besser verkniipft werden. Die Elternzeit ist
noch flexibler geworden. Einen Partnerschaftsbonus gibt es fiir Eltern, wenn beide
gleichzeitig ihre Arbeitszeit zugunsten der Familienarbeit reduzieren. Das ElterngeldPlus
tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft und gilt fiir Geburten ab dem 1. Juli 2015.

Vereinbarkeit von Beruf und Pflege

Menschen, die Beruf und Pflege von Angehorigen in Einklang bringen miissen, gewin-
nen mehr Flexibilitit. Fiir die zehntigige Pflegezeit, die Angehorige schon heute in
akuten Fillen beanspruchen kénnen, gibt es ab 2015 eine Lohnersatzleistung.

- Fir die zehntégige Pflegezeit, die Angehorige schon heute in akuten Fillen bean-
spruchen kénnen, gibt es ab 1. Januar 2015 eine Lohnersatzleistung.
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- Wer von der Moglichkeit Gebrauch macht, sechs Monate ganz oder teilweise aus
dem Beruf auszusteigen, um nahe Angehorige zu pflegen, hat kiinftig einen
Rechtsanspruch auf ein zinsloses Darlehen.

- Einen Rechtsanspruch wird es kiinftig auch auf die 24-monatige Familienpflege-
zeit geben. Hier konnen pflegende Beschiftigte ihre Arbeitszeit bis auf eine Min-
destarbeitszeit von 15 Wochenstunden reduzieren. Den Einkommensausfall kon-
nen sie durch ein zinsloses Darlehen abfedern.

Der Rechtsanspruch auf Pflegezeit und Familienpflegezeit gilt gegentiiber Arbeitgebern
mit 15 oder mehr Beschiftigten.

Ausbau der Kinderbetreuung

Der Bund erhoht das Sondervermogen Kitaausbau um 550 Millionen Euro, damit mehr
Betreuungsplitze entstehen. Dariiber hinaus unterstiitzt der Bund die Lander mit 200
Millionen Euro bei den Betriebskosten der Kitas.

5.5. Demografiestrategie

Der demografische Wandel betrifft alle gesellschaftlichen Bereiche. Fiir die Bundesregie-
rung ist die Gestaltung des Bevolkerungswandels eine der wichtigsten Aufgaben der
ndchsten Jahre. Deshalb wird die Demografiestrategie weiterentwickelt. Der Dialogpro-
zess mit Lindern und Kommunen, Verbanden, Sozialpartnern und anderen Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft wird fortgesetzt. Insgesamt 10 Arbeitsgruppen erarbeiten Hand-
lungsempfehlungen und Mafinahmen. Die Ergebnisse werden 2015 verdffentlicht. Die
Internetseite ,Demografieportal“ informiert fortlaufend iiber die Mafinahmen des Bun-
des und Linder zur Gestaltung des demografischen Wandels.

5.6. Wohnen und Miete

Bezahlbares Wohnen in Ballungsraumen

Mehr Neubauten, eine starke soziale Wohnraumforderung und eine bessere Unterstiit-
zung einkommensschwiacherer Haushalte bei den Wohnkosten sind wichtige Ziele, da-
mit Wohnen bezahlbar bleibt. Die Bundesregierung stellt jahrlich gut 518 Millionen Euro
fir die Forderung des sozialen Wohnungsbaus zur Verfiigung.

Das Biindnis fiir Bezahlbares Wohnen will in Ballungsrdumen mehr Grundstiicke fiir
den Neubau mobilisieren und kostengiinstigeres Bauen ermdoglichen.

2015 wird das Wohngeld erhoht: Mit 630 Millionen Euro stehen dafiir 130 Millionen
mehr zur Verfiigung als 2014.

Mietpreisbremse

Die sogenannte Mietpreisbremse tragt dazu bei, dass Mieten in Ballungsriumen auch fir
Normalverdiener erschwinglich bleiben. Die Bundesregierung hat dazu am 1. Oktober
2014 einen Gesetzentwurf beschlossen. Die Bundeslander konnen danach Gebiete mit
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angespannter Wohnungssituation fiir hochstens finf Jahre festlegen. Zugleich miissen
sie darlegen, wie der Wohnungsmangel beseitigt werden kann.

Wenn die Bundesldnder von dieser Moglichkeit Gebrauch machen, darf die neue Woh-
nungsmiete bei Wiedervermietungen maximal zehn Prozent iber der ortstiblichen Ver-
gleichsmiete liegen. Neubauten und die Erstvermietung nach einer umfassenden Sanie-
rung sind ausgenommen, um Investitionen auf dem Wohnungsmarkt zu erhalten.

Im Maklerrecht gilt kiinftig: Wer den Makler beauftragt, bezahlt ihn.

Altersgerecht umbauen

Immer mehr dltere Menschen wollen méglichst lange in ihrer vertrauten Umgebung le-
ben. Deshalb sind mehr altersgerechte Wohnungen erforderlich. Mit dem Programm
LAltersgerecht Umbauen® haben Bund und KfW bis Juni 2014 insgesamt den Umbau von
rund 130.000 Wohnungen geférdert. Uber ein weiteres KFW-Programm , Altersgerecht
Umbauen® wird die Férderung bis Ende 2014 fortgesetzt.

5.7. Verbraucher schiitzen

Reform der Lebensversicherung

Mit dem Gesetz zur Absicherung stabiler und fairer Leistungen fiir Lebensversicherte re-
agiert die Bundesregierung auf die niedrigen Zinsen bei Lebensversicherungen. Alle Be-
teiligten sollen dazu einen Beitrag leisten: die Versicherer, ihre Eigentiimer, der Versiche-
rungsvertrieb, die Versicherungsaufsicht ebenso wie die Versicherten.

Besserer Schutz vor unseriosen Geldanlagen

Finanzdienstleister miissen die Risiken einer Geldanlage zum Zeitpunkt der Anlage of-
fenlegen. Auflerdem miissen sie den Anlegern aktuelle und vollstindige Informationen
tiber Vermogensanlagen verschaffen. Das soll Anleger in die Lage versetzen, die Erfolg-
saussichten einer Vermogensanlage besser einzuschitzen. Besonders Kleinanleger sind
dadurch besser geschiitzt. Aggressive Werbestrategien fiir Finanzprodukte sind unzulas-

sig.

Auch Institutionen erhalten weitere Aufgaben: Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) soll kiinftig die Einhaltung verbraucherschiitzender Vorschriften
tiberwachen, die im Interesse aller Verbraucher liegen (sogenannter Kollektiver Verbrau-
cherschutz). Bei den Verbraucherzentralen helfen Finanz-Marktwichter, Fehlentwick-
lungen frithzeitig zu erkennen.

Bessere Finanzberatung durch unabhingige Honoraranlageberater

Seit August 2014 gibt es das gesetzlich geschiitzte Berufsbild des Honoraranlageberaters.
Verbraucher sollen wissen, wer sie berit: Ein Vermittler, der fiir den Verkauf von Finanz-
produkten eine Provision erhilt, oder ein unabhangiger Berater, fiir dessen Dienste sie
zahlen.
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Mehr Schutz fiir Versicherte

Die Bundesregierung gestaltet die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an Versiche-
rungsunternehmen im Zuge der europiischen Harmonisierung grundlegend neu. Die
Neuregelung verbessert die Bewertung der Risiken in den Unternehmen und sichert da-
mit die Anspriiche der Versicherten starker ab.

Friihwarnsystem beim Verbraucherschutz

Sogenannte Marktwachter beobachten und analysieren ab 2015 den Finanzmarkt und
die digitalen Markte. Sie sollen vor allem Fehlentwicklungen friihzeitig aufdecken, die
Politik darauf aufmerksam machen und Handlungsempfehlungen erarbeiten. Ziel ist,
mit den gewonnenen Informationen die Verbraucher besser zu schiitzen.

Neuer Sachverstiandigenrat fiir Verbraucherfragen

Ein unabhingiger Sachverstandigenrat fiir Verbraucherfragen wird in Kiirze seine Arbeit
aufnehmen. Er soll zu wichtigen Verbraucherfragen und Teilmirkten Stellungnahmen
und Empfehlungen formulieren.

Einheitlicher Zahlungsverkehr SEPA

Seit August 2014 gilt im Euro-Raum der einheitliche Zahlungsverkehr SEPA. Uberwei-
sungen und Lastschriften erfolgen nun anhand der internationalen Bankkontonummer
IBAN. Privatkunden kénnen bei inlindischen Uberweisungen bis 1. Februar 2016 wie
bisher Kontonummer und Bankleitzahl nutzen, soweit ihre Bank dies anbietet.

Mehr Schutz bei Kaufvertrigen

Seit Juni 2014 gelten Neuregelungen fiir Verbrauchervertrige - insbesondere fiir Ver-
trage, die auflerhalb von Geschiftsriumen zustande kommen, sowie fiir Vertrige im
Fernabsatz; darunter fallen zum Beispiel Vertrage, die tiber das Internet geschlossen wer-
den.

Schneller aus den Schulden

Wer seit Juli 2014 ein Insolvenzverfahren beantragt, kann seine Restschulden schon nach
drei Jahren erlassen bekommen, wenn er einen Teil seiner Schulden und die Verfahrens-
kosten begleicht. Dadurch erhalten besonders insolvente Existenzgriinder und Verbrau-
cher schneller als bisher eine zweite Chance.

Neue Regeln fiir Inkassoschreiben

Klar und verstindlich miissen seit November 2014 Inkassoschreiben an Privatpersonen
sein. Dazu gehort auch, dass darin Auftraggeber und Grund fiir die Forderung genannt
sein missen. So soll der Adressat besser erkennen, ob eine Forderung tiberhaupt berech-
tigt ist.

Mehr Rechte beim Datenschutz

Verbraucherverbiande sollen kiinftig bei Verstoéf2en gegen Datenschutzvorschriften, die
das Erheben, die Verarbeitung und das Nutzen von Verbraucherdaten regeln, abmahnen
und Unterlassungsklage erheben konnen. Dariiber hinaus konnen Unternehmer auch
dazu verpflichtet werden, unzuléssig gespeicherte Daten von Verbrauchern zu 16schen
oder zu sperren. Der Gesetzentwurf befindet sich in der Abstimmung.
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Handy-Telefonieren billiger

Die Roaming-Gebiihren fiir alle Mobilfunkkunden in der EU sind Mitte 2014 durch die
EU-Roaming-Verordnung erneut gesunken. Im europdischen Ausland zu telefonieren,
surfen, Fotos verschicken oder soziale Netzwerke zu nutzen ist damit fir die Telefon-
kunden noch giinstiger geworden. Handynutzer konnen fir ihren Auslandsaufenthalt
zudem einen alternativen Mobilfunkanbieter wihlen - unabhingig von ihrem Mobil-
funkvertrag fiirs deutsche Netz und ohne ihre Nummer wechseln zu miissen.

Lesbare und einheitliche Lebensmittel-Kennzeichnung

Lebensmittel miissen europaweit ab Mitte Dezember besser gekennzeichnet sein: So sind
Pflichtangaben deutlich sichtbar und gut lesbar an der Ware anzubringen, zum Beispiel
die Warenbezeichnung. Stoffe, die Allergien auslésen kénnen, sind besonders hervorzu-
heben. Das gilt auch fiir lose Ware. Verbraucher sind besser vor Tduschungen geschiitzt:
Denn Hersteller sind verpflichtet, kiinstlichen oder minderwertigen Ersatz in Lebensmit-
teln in unmittelbarer Nahe des Produktnamens anzugeben. ,Klebefleisch® ist zum Bei-
spiel mit dem Hinweis ,aus Fleischstiicken zusammengefiigt“ kenntlich zu machen.

6. Innere Sicherheit und Biirgerrechte

6.1. Gegen Extremismus und Terrorismus

ISIS-Verbot in Deutschland

Die Bundesregierung hat im September 2014 die Terrororganisation ,Islamischer Staat“
(ISIS) verboten. Das Verbot umfasst simtliche Betdtigungen der Vereinigung, etwa im In-
ternet oder in sozialen Medien, bei Demonstrationen oder der Anwerbung von Geldern
und Kampfern fiir ISIS. Auch ihre Kennzeichen und Symbole diirfen nicht mehr gezeigt
werden.

Kampf gegen Rechtsterrorismus

Die Aufdeckung der NSU-Mordserie im November 2011 hat in Deutschland einen gro-
en Schock und grofde Betroffenheit ausgeldst. Die Bundesregierung hat Mitgefiihl und
trauert mit den Menschen, die vom NSU ermordet oder bei Sprengstoffanschlagen
schwer verletzt wurden, und mit deren Angehorigen.

Die Bundesregierung setzt den Kampf gegen Rechtsterrorismus fort. Sie hat am 26. Feb-
ruar 2014 den Bericht tiber den Umsetzungsstand der Empfehlungen des NSU-Untersu-
chungsausschusses beschlossen. Der NSU-Untersuchungsausschuss hatte Verbesse-
rungsmaflnahmen in den Bereichen Polizei, Justiz, Verfassungsschutz und Demokra-
tieforderung empfohlen. Dazu gehoren eine stirkere Funktion des Bundesverfassungs-
schutzes als Zentralstelle sowie mehr Zustindigkeiten fiir den Generalbundesanwalt. Die
Bundesregierung hat am 27. August 2014 einen Gesetzentwurf beschlossen, mit dem die
Empfehlungen fiir den Bereich der Justiz umgesetzt werden. Der Gesetzentwurf befindet
sich derzeit in der parlamentarischen Beratung.

39


http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/06/2014-06-26-roaming-gebuehren.html
http://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/Kennzeichnung/Allgemeine_Kennzeichnungsvorschriften/_Texte/Ueberarbeitung-EU-Lebensmittel-Naehrwertkennzeichnungsrecht.html
http://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/Kennzeichnung/_Texte/DossierKennzeichnung.html
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2014/09/verbot-islamischer-staat.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/02/2014-02-26-kabinett-nsu-umsetzungsbericht.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/08/2014-08-27-kabinett-umsetzung-empfehlung-nsu-untersuchungsausschuss.html

Extremismus-Pravention

Ab 2015 unterstiitzt ein neues Bundesprogramm das zivile Engagement fiir Demokratie
und Vielfalt. Dafiir stehen 30,5 Millionen Euro zur Verfiigung. Schwerpunkt des Pro-
gramms "Demokratie leben — Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschen-
feindlichkeit" ist die Bekimpfung des Rechtsextremismus. Auch Projekte gegen andere
Formen des Extremismus werden unterstiitzt.

Antiterrordatei

Die Bundesregierung hat am 8. April 2014 ein Gesetz zur Anderung des Antiterror-Datei-
Gesetzes beschlossen. Das Bundesverfassungsgericht hatte entschieden, dass die Errich-
tung der bestehenden Antiterrordatei mit der Verfassung vereinbar ist, jedoch bei eini-
gen Regelungen Anderungen verlangt. Das neue Gesetz nimmt die erforderlichen Anpas-
sungen vor. Es soll am 1. Januar 2015 in Kraft treten.

Verzicht auf Demokratieerklirung

Initiativen, die sich ehrenamtlich gegen Extremismus engagieren, miissen kiinftig nicht
mehr die sogenannte Extremismusklausel unterschreiben. Stattdessen wird zukiinftig im
Zuwendungsbescheid klar geregelt, dass keine Steuergelder an extremistische Organisa-
tionen oder Personen gehen dirfen. Der Bund weist im Begleitschreiben ausdriicklich
auf die daraus resultierenden Anforderungen an Personen und Organisationen hin.

6.2. Den Rechtsstaat stdrken

Schutz der Opfer von Gewalt

Die Bundesregierung will einen besseren grenziiberschreitenden Schutz der Opfer von
Gewalt schaffen. Dazu hat das Kabinett am 13. August 2014 einen Gesetzentwurf be-
schlossen. Kiinftig sollen Schutzmafinahmen, die in einem Mitgliedstaat der EU zum
Schutz einer Person vor Gewalt durch eine andere Person erlassen worden sind, auch in
den anderen Mitgliedstaaten gelten. Der Bundesrat hat das am 13. November 2014 vom
Bundestag beschlossene Gesetz am 28. November 2014 gebilligt.

Mehr Rente fiir politisch Verfolgte

Die Bundesregierung verbessert die wirtschaftliche Situation der Opfer politischer Ver-
folgung in der ehemaligen DDR: Die Opferrente fiir politische Haftlinge der DDR steigt
von 250 auf 300 Euro. Auch die monatliche Zahlung an politisch Verfolgte, die in der
DDR ihren Beruf nicht ausiiben konnten, steigt von 184 auf 214 Euro. Der Bundestag hat
dem Gesetz zugestimmt. Es tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft.

Verscharfung des Sexualstrafrechts: Schutz fiir Kinder und Jugendliche

Die Bundesregierung will Kinder und Jugendliche besser vor sexuellem Missbrauch
schiitzen. Das hat das Bundeskabinett am 17. September 2014 beschlossen. Unter ande-
rem soll verhindert werden, dass Nacktbilder insbesondere von Kindern und Jugendli-
chen unbefugt verbreitet oder mit diesen Geschiften gemacht werden. Der Gesetzent-
wurf soll auch fiir einen besseren Schutz vor dem so genannten Cybermobbing sorgen.
Aufierdem sollen Sexualstraftaten kiinftig spater verjahren. Am 14. November 2014 hat
der Deutsche Bundestag die Verschiarfung des Sexualstrafrechts beschlossen.
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Kinderpornografie: Loschen statt Sperren

Im Kampf gegen Kinderpornografie im Internet setzt die Bundesregierung weiterhin auf
das Prinzip ,Loschen statt Sperren”. Der von der Bundesregierung am 17. September
2014 beschlossene Bericht belegt, dass das Konzept ,Ldschen statt Sperren® wirkt.

Unabhingige Datenschutzaufsicht

Die Bundesregierung will die Unabhéngigkeit der Datenschutzaufsicht im Bund stiarken.
Die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) wird zu
einer eigenstdndigen obersten Bundesbehorde. Das hat das Kabinett am 27. August 2014
beschlossen.

Kampf gegen Korruption

Die Verhinderung und Bekdmpfung von Korruption ist ein weltweites Ziel. Am 28. Mai
2014 hat die Bundesregierung die Voraussetzungen geschaffen, dass das UN-Uberein-
kommen gegen Korruption ratifiziert werden kann. Das Ubereinkommen ist das erste
weltweite Regelungswerk, um die weltweite Zusammenarbeit bei der Bekampfung der
Korruption zu verbessern. Der Bundestag hat das Gesetz beschlossen, der Bundesrat hat
am 10. Oktober 2014 zugestimmt.

6.3. Integration und Zuwanderung

Migranten leisten einen bedeutenden Beitrag zum Wohlstand und zur kulturellen Viel-
falt unseres Landes. Leitlinie der Integrationspolitik bleibt Férdern und Fordern. Integra-
tion ist ein Prozess, der allen etwas abverlangt. Sie ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe.

Auslindische Berufsabschliisse

In Deutschland leben 2,9 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, die einen
Berufsabschluss im Ausland gemacht haben. Seitdem das Gesetz zur Anerkennung von
im Ausland erworbenen Berufsabschliissen in Kraft ist, sind rund 7.500 auslandische Ab-
schliisse voll anerkannt.

Allein mehr als 5.000 Arzte kénnen dadurch ihren Beruf auch in Deutschland ausiiben.
Das Anerkennungsgesetz erfasst die Berufe im Zustdandigkeitsbereich des Bundes. Die
Lander sind fir die landesrechtlich geregelten Berufe zustindig, zum Beispiel Lehrer, Er-
zieher und Ingenieure.

Wir sind Bund.de

Der offentliche Dienst ist mit rund 4,6 Millionen Beschiftigten der grofite Arbeitgeber in
Deutschland. Davon sind rund 450.000 in der Bundesverwaltung beschiftigt. Die Bun-
desregierung wird in den Bundesbehorden den Anteil der Menschen mit Migrationshin-
tergrund im 6ffentlichen Dienst erh6hen. Damit setzt sie Ziele des Nationalen Integrati-
onsplans um. Die Chance, im 6ffentlichen Dienst eine Karriere zu beginnen, bietet sich
Jugendlichen und Berufseinsteigern mit und ohne Migrationshintergrund. Die Bundes-
behorden bilden in tiber 130 staatlich anerkannten Ausbildungsberufen aus.
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Anderung des Staatsangehorigkeitsrechts

Die Bundesregierung hat das Staatsangehorigkeitsrecht integrationsfreundlicher und
unbiirokratischer gestaltet. Fiir in Deutschland geborene und aufgewachsene Kinder
auslidndischer Eltern gibt es kiinftig keine Pflicht, sich fiir einen Pass zu entscheiden. Das
Gesetz tritt am 20. Dezember 2014 in Kraft.

Asylbewerber und Fliichtlinge

Fur die Unterbringung von Fliichtlingen bietet die Bundesanstalt fiir Immobilienaufga-
ben (BImA) den Kommunen kostenlos freie Gebdude und Grundstiicke an. Beim Baupla-
nungsrecht hat die Bundesregierung Moglichkeiten fiir die Linder und Kommunen ge-
schaffen, rasch und unkompliziert neue Unterkiinfte zu planen und zu errichten.

Das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) hat fiir 2014 300 neue Stellen und
fiir 2015 350 neue Stellen erhalten, um Asylantrige schneller bearbeiten zu koénnen. Da-
mit sich aussichtslose Asylantrige ziigiger bearbeiten lassen, sind mehrere West-Balkan-
staaten jetzt als sichere Herkunftsstaaten eingestuft. Zudem entlastet der Bund die be-
sonders betroffenen Kommunen im Jahr 2014 einmalig um 25 Millionen Euro.

Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes

Asylbewerber erhalten kiinftig bessere Leistungen. Der monatliche Satz steigt auf 352
Euro pro Monat, liegt aber weiterhin unter dem Betrag fiir Grundsicherungsempfianger.
Die Sonderregelungen des Asylbewerberleistungsgesetzes sollen kiinftig nur noch 15
Monate statt bislang vier Jahre gelten. Anschliefiend gibt es Leistungen analog zur Sozial-
hilfe.

Arbeitsaufnahme fiir Asylbewerber

Seit November 2014 entfillt die sogenannte Vorrangpriifung fiir den Arbeitsmarktzu-
gang von Asylbewerbern - unter anderem fiir Hochschulabsolventen in Engpassberufen
und Fachkrifte, die eine anerkannte Ausbildung in einem Engpassberuf haben oder an
einer Mafynahme fiir die Berufsanerkennung teilnehmen. Ihnen ist es kiinftig nach drei
Monaten moglich, ihren Lebensunterhalt in Deutschland selbst zu verdienen.

EU-Freiziigigkeit

Die Freiziigigkeit in der EU ist einer der sichtbarsten Vorziige Europas fiir seine Biirger.
Um den Missbrauch dieses Rechts durch eine Minderheit zu unterbinden, hat die GrofRe
Koalition im November 2014 das Freiziigigkeitsgesetz/EU gedndert. Im Fall von Rechts-
missbrauch oder Betrug sind kiinftig befristete Wiedereinreisesperren moglich. Das Auf-
enthaltsrecht von Unionsbilirgern zur Arbeitssuche ist jetzt - unter Berticksichtigung der
Vorgaben des Unionsrechts - befristet. Wer sich durch falsche Angaben eine Aufent-
haltsbescheinigung nach dem Freiziigigkeitsgesetz beschafft, macht sich strafbar.

Fortfithrung der Deutschen Islam Konferenz

Die Bundesregierung hat am 27. Januar 2014 die Vertreter mehrerer muslimischer Ver-
bande zu einem Auftaktgesprich empfangen. Im Rahmen eines zweiten Treffens am 24.
Mirz 2014 ist das Programm fiir die kiinftige Arbeit der Deutschen Islam Konferenz
(DIK) verabschiedet worden. Schwerpunktbereiche der Zusammenarbeit sind die Wohl-
fahrtspflege und die seelsorgerliche Betreuung bei Bundeswehr und Bundespolizei sowie
in Krankenhdusern und Haftanstalten.
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Integrationsgipfel 2014

Der 7. Integrationsgipfel fand am 1. Dezember 2014 statt. Schwerpunktthema war die
Ausbildung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund mit dem Ziel, die Ausbildungs-
beteiligung der Jugendlichen sowie die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe zu erhéhen.
Damit wird das Schwerpunktjahr der Integrationsbeauftragten zu diesem Thema abge-
rundet. 2015 wird unter dem Schwerpunkt ,,Gesundheit und Integration® stehen.

7. Kultur, Medien und Sport

Die Kulturpolitik des Bundes hat die Aufgabe, kulturelle Einrichtungen und Stitten zu
erhalten, das kulturelle Leben zu férdern und die Freiheit der Kiinste zu schiitzen. Der
Kulturhaushalt - 2014: 1,29 Milliarden Euro - stellt dabei die solide Grundlage fiir die
erfolgreiche Gestaltung der Bundeskulturpolitik dar. 2014 lag der Haushalt der Beauf-
tragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien erneut gestiegen: um rund 0,5 Pro-
zent gegeniiber dem Vorjahr.

7.1. Kulturelles Erbe bewahren

Deutsches Zentrum Kulturgutverluste

Die Bundesregierung setzt sich fiir die Suche nach NS-verfolgungsbedingt entzogenem
Kulturgut ein und unterstiitzt gerechte und faire Lésungen im Sinne der Washingtoner
Prinzipien. Seit 2008 fordert sie die Provenienzforschung auch finanziell und konnte das
Budget 2014 auf vier Millionen Euro verdoppeln.

Im Nachgang des ,,Fall Gurlitt/Schwabinger Kunstfunds“ haben Bund, Lander und kom-
munale Spitzenverbande beschlossen, die zentralen Elemente zur Umsetzung der
»Washingtoner Erklarung“ zur Suche und Restitution von NS-Raubkunst zu biindeln, zu
stirken und auszubauen. Gemeinsam griinden sie die Stiftung ,,Deutsches Zentrum Kul-
turgutverluste®, die Anfang 2015 in Magdeburg ihre Arbeit aufnehmen wird.

Denkmalschutz

Der Denkmalschutz ist eine wichtige Aufgabe der Bundesregierung. Der Bund fordert
mit dem Denkmalpflegeprogramm ,National wertvolle Kulturdenkméler* aktuell 60 Ob-
jekte mit insgesamt 7,5 Millionen Euro. Mit rund 353 Millionen Euro Férdermitteln sind
seit 1950 mehr als 600 Denkmaler in ganz Deutschland saniert worden. 2014 umfasst das
zusatzliche Denkmalschutz-Sonderprogramm rund 20 Millionen Euro. Die Manahmen
erstrecken sich iber das gesamte Bundesgebiet und leisten damit einen bedeutenden
Beitrag zum Erhalt unserer Kulturlandschaft.

Reformationsjubilium

Die Bundesregierung setzt ihr Engagement bei der Vorbereitung des
Reformationsjubildums 2017 fort. Sie férdert im Rahmen der Luther-Dekade seit 2011
unterschiedliche kulturelle Formate bundesweit mit jahrlich fiinf Millionen Euro.
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7.2. Kulturelle Bildung

Kulturelle Bildung fiir alle

Durch kulturelle Bildung werden wichtige Grundlagen fiir den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt geschaffen. Der Bund unterstiitzt daher ein breites Spektrum von Initiati-
ven zur Vermittlung von Kunst und Kultur. Dazu gehdren der Bundeswettbewerb ,Ju-
gend musiziert, das Bundesjugendorchester und der Bundespreis fiir Jugendliteratur ge-
nauso wie der ,BKM-Preis Kulturelle Bildung“ und verschiedene Modellprogramme der
Kulturstiftung des Bundes wie beispielsweise die ,Kulturagenten fiir kreative Schulen® o-
der der ,Tanzfonds Partner®.

Deutsche Digitale Bibliothek

Die Deutsche Digitale Bibliothek (DDB), das nationale Internet-Portal fiir Kultur und
Wissenschaft, soll sukzessive die digitalen Angebote von bis zu 30.000 deutschen Kultur-
und Wissenschaftseinrichtungen miteinander verkniipfen und zuganglich machen. Der
Bund hat fiir Aufbau und Betrieb der Vollversion des DDB-Portals rund 20 Millionen
Euro investiert. Im Mirz 2014 hat die DDB ihren Regelbetrieb aufgenommen und inzwi-
schen einen Bestand von rund 10 Millionen digitalen Objekten erreicht. Im laufenden
Jahr fordert der Bund die DBB mit 1,3 Millionen Euro.

Lebendiges Museum Online

Seit September 2014 ist die neue Version des ,Lebendigen Museums Online“ (LeMO) frei-
geschaltet. Mit LeMO geht eine umfassende Datenbank zur deutschen Geschichte seit
dem 19. Jahrhundert bis in die Gegenwart online. Objekte, Texte, Medien, Zeitzeugenbe-
richte und Dokumente laden ein, zu entdecken, zu recherchieren und sich zu informie-
ren. Beteiligt sind das Deutsche Historische Museum, das Haus der Geschichte und das
Bundesarchiv.

7.3. Unterstiitzung und Férderung von Kiinstlern und Kreativen

Kiinstlersozialversicherung

Die Bundesregierung hat im April 2014 die Stabilisierung des Kiinstlersozialabgabesat-
zes beschlossen, im Juli hat der Bundestag das Gesetz verabschiedet. Das Gesetz fordert
die regelmiRige Uberpriifung und Beratung der Arbeitgeber iber die
Kiinstlersozialabgabe. Dadurch wird ein weiterer Anstieg des Kiinstlersozialabgabesat-
zes vermieden und mehr Abgabegerechtigkeit hergestellt. 2015 bleibt der Kiinstlersozi-

alabgabesatz stabil.

Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft

Um die Wettbewerbsfihigkeit der Branche zu steigern, hat die Bundesregierung 2007 die
Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft gestartet. Die Forderung ist 2014 fortgesetzt
worden. Dazu gehoren der Wettbewerb ,,Kultur- und Kreativpiloten“ sowie die Verlei-
hung des Wirtschaftsfilmpreises und des Designpreises der Bundesrepublik Deutschland.
Das Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft des Bundes steht als Plattform
fir Information, Beratung und Vernetzung fiir Kreativschaffende zur Verfiigung.
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Tanzforderung

Zeitgendssischer Tanz aus Deutschland findet im In- wie Ausland grofde Beachtung. Die
Tanzplattform Deutschland ist zu einem der wichtigsten Tanzfestivals Europas avanciert.
Der Bund engagiert sich mit Forderprojekten wie dem Nationalen Performance Netz,
dem Dachverband Tanz und den Programmen und Initiativen der Kulturstiftung des
Bundes.

Initiative Musik

Die vom Bund geférderte Initiative Musik realisiert den Spielstittenprogrammpreis
Rock, Pop, Jazz 2014. Pramiert werden Spielstdtten sowie Veranstalter von Livemusikrei-
hen, die ein kulturell herausragendes und auszeichnungswiirdiges Livemusikprogramm
im Bereich Rock, Pop und Jazz anbieten Insgesamt stehen 900.000 Euro fiir Preisgelder
zur Verfligung.

Preis fiir inhabergefiihrte Buchhandlungen

Um die Vielfalt des stationdren Buchhandels in der Flache zu erhalten, hat die Bundesre-
gierung einen Preis fiir unabhingige Buchhandlungen ausgeschrieben. Der Preis wird
2015 erstmals vergeben. Das Gesamtpreisgeld umfasst voraussichtlich rund eine Million
Euro. Mit diesem Geld sollen viele einzelne Buchhandlungen pramiert werden.

7.4. Medien

Deutsche Welle

Als mediale Visitenkarte ist die Deutschen Welle (DW) eine bedeutende Kulturbotschaf-
terin Deutschlands im Ausland. Im Oktober 2014 hat die Bundesregierung ihre Stellung-
nahme zum Entwurf der Aufgabenplanung fiir die Jahre 2014 bis 2017 der DW beschlos-
sen. Die Bundesregierung begriifdt die Konzentration der Deutschen Welle auf Kernauf-
gaben, eine regionale Schwerpunktsetzung und den Fokus auf Deutsch und Englisch.
Dadurch kann es der Deutschen Welle gelingen, ihre Akzeptanz und Reichweite im welt-

weiten Vergleich zu verbessern und auf den internationalen Medienmaérkten prasent zu
bleiben.

Filmférderung

Einer der wichtigsten Grundpfeiler fiir einen lebendigen Filmstandort Deutschland ist
der Deutsche Filmférderfonds (DFFF). Mit seiner vielfachen Hebelwirkung sichert der
DFFF den wirtschaftlichen Erfolg des Filmstandortes Deutschland. Die gesamte Filmfor-
derung des Bundes hatte 2013 ein Volumen von gut 110 Millionen Euro.

Digitalisierung des Filmerbes

Fir die Bundesregierung hat die Erhaltung des nationalen Filmerbes einen hohen Stel-
lenwert. Damit die Filmewerke aus der Vergangenheit auch in Zukunft noch angesehen
werden kdénnen, miissen sie digitalisiert werden. Die Bundesregierung stellt dafiir 2014
eine Million Euro zur Verfiigung.
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Kino-Digitalisierung

Da Filme fast nur noch digital produziert werden, muss auch die Technik der Kinos auf
den neuesten Stand gebracht werden. Kleinere Kinos werden bei der Umstellung durch
ein Forderprogramm des Bundes unterstiitzt.

Das Programm wurde 2014 neu aufgelegt, um auch Kinos zu erreichen, die als Kulturort
eine besondere Funktion wahrnehmen und bisher die Férdervoraussetzungen nicht er-
fillen konnten. So kann die flichendeckende Digitalisierung auch in Programmbkinos
umgesetzt werden.

Medienkompetenz

Der Bund unterstiitzt Projekte fiir Kinder und Jugendliche zum Umgang mit Medien: Die
Initiative ,Ein Netz fiir Kinder* bietet einen sicheren Surf-Raum fiir Kinder. ,Vision
Kino* macht mit den ,,SchulKinoWochen* bundesweit Schiiler mit dem Medium Film
vertraut und bildet Lehrkrifte fort. Die ,Nationale Initiative Printmedien® macht junge
Leute auf den Wert von Zeitungen und Zeitschriften aufmerksam und veranstaltet jedes
Jahr einen bundesweiten Schiilerwettbewerb.

7.5. Sport

Fir die Bundesregierung hat die Gestaltung der Sportpolitik einen hohen Stellenwert.
2014 hat der Bund rund 260 Mio. Euro fiir die Férderung des Spitzensports bereitgestellt.

Sicherstellung NADA-Finanzierung

Der Kampf gegen Doping ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregierung. Die Nationale
Anti Doping Agentur Deutschland (NADA) ist seit Jahren unterfinanziert und steht vor
wachsenden Herausforderungen, u.a. die Umsetzung des neuen Welt-Anti-Doping-
Codes zum 1. Januar 2015. Im laufenden Jahr hat der Bund deshalb erneut 1 Million Euro
zusatzlich zur Verfiigung gestellt, um eine stufenweise Erhohung des NADA-Budgets si-
cherzustellen.

Anti-Doping-Gesetz

Die Bundesregierung hat ein Anti-Doping-Gesetz erarbeitet, das die Strafbarkeit auf den
Besitz von Dopingmitteln ausweitet und die Einfithrung eines neuen Straftatbestandes
»oelbstdoping® vorsieht. Der Entwurf enthilt auch Regelungen zur Verbesserung des Da-
tenschutzes, zur Informationsiibermittlung zwischen Staatsanwaltschaften und NADA
sowie zur Schiedsgerichtsbarkeit. Der Gesetzentwurf befindet sich in der Ressortabstim-
mung.

Gegen Manipulation von Sportwettbewerben

Die Bundesregierung hat am 13. August 2014 der Unterzeichnung eines wichtigen Uber-
einkommens des Europarates gegen die Manipulation von Sportwettbewerben zuge-
stimmt. Das Ubereinkommen ist die erste internationale Rechtsgrundlage zur Bekdmp-
fung der Manipulation von Sportwettbewerben und auch fiir Staaten aufderhalb des Eu-
roparats offen. Das Ubereinkommen ist am 18. September 2014 bei einem Sportminister-
treffens des Europarats in Magglingen/Schweiz unterzeichnet worden.
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Deutsche Olympia-Bewerbung

Die Bundesregierung unterstiitzt die vom DOSB angekiindigte deutsche Olympiabewer-
bung um die Sommerspiele 2024. Sie begriif3t den Vorstofs des IOC, bis Dezember 2014
ein Reformprogramm fiir das Vergabeverfahren (,Olympische Agenda 2020%) vorzulegen.
Es wird entscheidend darauf ankommen, die Zustimmung der Bevolkerung fiir die Aus-
tragung Olympischer Spiele in Deutschland zu gewinnen.

8. Historische Verantwortung

8.1. 25 ]ahre Friedliche Revolution und Mauerfall

Die Friedliche Revolution von 1989 in der DDR und der Fall der Berliner Mauer am 9.
November gehoren zu den Gliicksfillen der deutschen Geschichte. Dabei war die Ent-
wicklung keinesfalls zwangsldufig. Es war der Mut zunichst Weniger, die Auseinander-
setzung mit den Méchtigen zu wagen. Sie gingen in den ersten Oktobertagen 1989 trotz
massiver staatlicher Einschiichterungsversuche in Plauen, Leipzig und in anderen Stad-
ten der ehemaligen DDR gegen die SED-Diktatur auf die Straf3e. Immer mehr Menschen
schlossen sich den Protesten an. Mit der massenhaften Teilnahme an der Leipziger Mon-
tagsdemonstration am 9. Oktober 1989 setzten sie ein Zeichen, das den Anfang vom Ende
der Diktatur einldutete - ein entscheidendes Datum auf dem Weg zu Freiheit und Ein-
heit.

Der Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit 2014 wiirdigt
im Jubildumsjahr 2014 daher besonders die historische Leistung der Biirgerinnen und
Biirger, die sich mutig fiir Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit einsetzten.

Der Fall der Mauer am 9. November 1989 markiert den Héhepunkt einer Kette von Frei-
heitsbewegungen gegen die politischen und wirtschaftlichen Verhiltnisse im ,real exis-
tierenden Sozialismus®. Die von den DDR-Biirgern errungene Freiheit ebnete den Weg
fir die ein knappes Jahr spiter - am 3. Oktober 1990 - wiedererlangte Deutsche Einheit.

Gedenkstitte Berliner Mauer

Zum 25. Jahrestag des Mauerfalls am 9. November ist die neue Dauerausstellung
,1961/1989. Die Berliner Mauer“ zu Kontext, Bau und Fall der Berliner Mauer in der zent-
ralen Mauer-Gedenkstitte in der Bernauer Strafle eréffnet worden.

Gedenkstitte Point Alpha

Die neue Dauerausstellung im ,Haus auf der Grenze“ am Point Alpha dokumentiert seit
Mirz die Geschichte der deutschen Teilung und des menschenverachtenden Grenzre-
gimes der DDR im Kalten Krieg

Internetseite 25 Jahre Freiheit und Einheit

Der Friedlichen Revolution in der DDR und der Wiedervereinigung Deutschlands wid-
met die Bundesregierung eine eigene Internetseite mit einer ausfiihrlichen Chronik und
vielféltigen Veranstaltungshinweisen.
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Freedom Express

Zwanzig junge Kreative aus zwolf Landern haben sich im September 2014 mit dem
Freedom Express auf eine zeitgeschichtliche Spurensuche nach wichtigen Ereignissen
des Jahres 1989 begeben.

Sie fiihrte von Danzig iiber Warschau, Budapest, Temeswar, Sopron, Bratislava und Prag
bis nach Berlin. Die Route steht beispielhaft fiir die Offnung des ,Eisernen Vorhangs“ vor
25 Jahren.

8.2. Gedenken und Erinnern

Die Bundesregierung hat eine Reihe von Veranstaltungen durchgefiihrt und unterstiitzt,
um die bedeutenden historischen Jahrestage des Gedenkjahres 2014 in wiirdiger und an-
gemessener Weise zu begehen.

100 Jahre Beginn des Ersten Weltkriegs

Nach der Eréffnung der deutschlandweit einzigen Uberblicksausstellung ,1914-1918.
Der Erste Weltkrieg”im Deutschen Historischen Museum hat die Bundeskanzlerin an
mehreren Gedenkveranstaltungen zu diesem Thema teilgenommen, unter anderem am
Treffen der europiischen Staats- und Regierungschefs im belgischen Ypern. Die Erinne-
rung an die Ereignisse damals fiihre vor Augen, ,,in welch guten Zeiten wir heute leben -
dadurch, dass es die Europdische Union gibt und dass wir aus der Geschichte gelernt ha-
ben“, sagte Merkel.

Gedenkstitte Deutscher Widerstand
Seit Juli prasentiert die Gedenkstitte Deutscher Widerstand zum 70. Jahrestag des Atten-
tats auf Adolf Hitler eine neue Dauerausstellung.

Gedenkort ,,T4“

Seit September besteht der Gedenk- und Informationsort fiir die Opfer der
nationalsozialistischen ,Euthanasie“-Morde am historischen Ort der Planungszentrale
Tiergarten 4 ,, T4“. Von hieraus planten die Nationalsozialisten die Massenmorde an Pati-
enten aus Heil- und Pflegeanstalten.

Ausstellung Zweiter Weltkrieg

Mit dem deutschen Uberfall auf Polen am 1. September 1939 begann der Zweite Welt-
krieg. Die Ausstellung ,Vernichtungskrieg in Polen 1939“ am Pariser Platz in Berlin ver-
deutlicht die brutale und zielgerichtete Planung des rassistisch motivierten Vernich-
tungskriegs durch das NS-Terrorregime. Sie ist aus Bundesmitteln finanziert.

Alliierten Museum

Die Sonderausstellung des Alliierten Museums (9. Juli 2014 bis 19. April 2015) zeigt die
amerikanischen Kapitel der Geschichte des Flughafens Tempelhof: Von der Ubernahme
des Flughafens durch die Amerikaner im Juli 1945 tiber die Zeit der Luftbriicke bis zu
dem Abzug der Alliierten aus Berlin 1994.
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Jahrlicher Gedenktag fiir Opfer von Flucht und Vertreibung
Die Bundesregierung hat beschlossen, dass ab 2015 jahrlich am 20. Juni der Opfer von
Flucht und Vertreibung gedacht werden soll.

8.3. Internetseiten zum Gedenken an die Weltkriege

Erinnern und Gedenken

Vor 100 Jahren begann der Erste Weltkrieg, vor 75 Jahren der Zweite Weltkrieg. Die In-
ternetseite ,Erinnern und Gedenken“ der Bundesregierung erinnert an Weltkriege und
Gewaltherrschaft, informiert tiber Gedenkveranstaltungen und zeigt Orte des Erinnerns.

Gedichtnis des Ersten Weltkriegs
Die Bundesregierung initiiert und finanziert zum Gedenkjahr 2014 zahlreiche Vorhaben:

Das Online-Projekt ,Europeana 1914 - 1918“ sammelt zum 100. Jahrestag des Kriegsaus-
bruchs 1914 in ganz Europa private Erinnerungsstiicke aus dem Ersten Weltkrieg und
stellt sie online. Fotos, Feldpostkarten, Medaillen oder Tagebiicher werden in einem
weltweit einmaligen digitalen Archiv veroffentlicht.

Das Bundesarchiv hat fiir ein neues Internetportal ,100 Jahre Erster Weltkrieg“ mehr als
700.000 Seiten aus den Akten des Ersten Weltkriegs digitalisiert - auflerdem Fotos, Filme
und Tondokumente. Ein Angebot, das fortlaufend ergdanzt und erweitert wird.

Die Deutsche Nationalbibliothek prisentiert ausgewdhlte digitalisierte Werke aus ihrer
1914 bis 1922 angelegten Sammlung zum Schrifttum des Ersten Weltkriegs in einer vir-
tuellen Ausstellung. Die Exponate geben einen anschaulichen Eindruck von der Medien-
geschichte im Krieg aber auch dem Alltag an der Front und in der Heimat sowie der
neuen Dimension der Kriegspropaganda.
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http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2014/08/gedenktag-fuer-die-opfer-von-flucht-und-vertreibung.html
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2014/08/gedenktag-fuer-die-opfer-von-flucht-und-vertreibung.html
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Gedenken/_node.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2014/01/2014-01-29-digitales-gedaechtnis-erster-weltkrieg.html?nn=402566
http://ersterweltkrieg.bundesarchiv.de/
http://erster-weltkrieg.dnb.de/WKI/Web/DE/Home/home.html
http://erster-weltkrieg.dnb.de/WKI/Web/DE/Home/home.html

Chronologie der politischen Ereignisse
Dezember 2013 bis Dezember 2014

Stand: 19. Oktober 2014

Dezember 2013

17.12. Wahl der Bundeskanzlerin im Deutschen Bundestag. Ernennung
der Bundeskanzlerin und der Bundesministerinnen und Bundesmi-
nister durch den Bundesprasidenten.

Das Kabinett kommt unter Leitung der Bundeskanzlerin zu seiner
konstituierenden Sitzung zusammen.

18.12. Die Bundeskanzlerin gibt vor dem Bundestag eine Regierungserkla-
rung im Vorfeld des Europiischen Rates am 19./20. Dezember in
Brissel.

Bei ihrer ersten Auslandsreise trifft die Kanzlerin in Paris Prasident
Hollande zu einem bilateralen Gesprach. Es geht um die Vorberei-
tung des Europdischen Rates sowie um die Lage in der Ukraine und
der Zentralafrikanischen Republik.

19./20.12. Die EU-Staats- und Regierungschefs treffen sich in Briissel zum Eu-
ropaischen Rat. Die Themen sind: Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik, Wirtschafts- und Wahrungsunion sowie Er-
weiterung, Migration und Energie.

2014
Januar 2014
22./23.01. Klausurtagung des Bundeskabinetts in Meseberg

28.01. Die Bundeskanzlerin empfiangt den Staatsrat fiir Auswartige Bezie-
hungen der Volksrepublik China, Yang Jiechi zu einem Gespriach
tiber die Vorbereitung eines Besuchs von Staatsprasident XI Jinping
im Marz.

29.01. Regierungserklarung der Bundeskanzlerin im Deutschen Bundestag
zu den Schwerpunkten der Arbeit der Bundesregierung in der 18.
Wahlperiode.

30.01. Gesprich der Bundeskanzlerin mit dem Generalsekretir der Verein-
ten Nationen, Ban Ki-moon, iber den Fortgang der Friedensver-
handlungen zu Syrien und die Lage in der Zentralafrikanische Re-
publik, Mali und Stidsudan.
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31.01.

Februar 2014

04.02.

06.02.

10.02.

13.02.

17.02.

18.02.

19.02.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den polnischen Ministerpriasidenten
Donald Tusk zu einem Gesprach tiber die Situation in der Ukraine
sowie bilaterale und europapolitische Fragen.

Anschlief}end empfingt sie US-Aufdenminister Kerry zu einem Ge-
sprach tiber das transatlantische Verhiltnis und aktuelle aufRenpoli-
tische Fragen.

Bundeskanzlerin Merkel empfangt den tiirkischen Ministerprasi-
denten Recep Tayyip Erdogan zu einem Meinungsaustausch tiber
die bilateralen Beziehungen sowie aktuelle internationale Fragen.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den neu gewahlten luxemburgi-
schen Premierminister Xavier Bettel zu seinem Antrittsbesuch und
einem Gesprich Uber bilaterale, europapolitische und internatio-
nale Fragen.

Die Bundeskanzlerin empfangt Vorstandsvorsitzende europdischer
Energiekonzerne zu einem Gespréch tiber Fragen der europdischen
Energiepolitik: Energie-Binnenmarkt, Strom- und Gasnetzausbau,
Marktintegration erneuerbarer Energien, Kraftwerksbau sowie die
Energie- und Klimaziele und Weiterentwicklung des Emissionshan-
dels.

Regierungserklirung von Bundeswirtschaftsminister Gabriel zum
Jahreswirtschaftsbericht 2014.

Die Bundeskanzlerin empfingt die ukrainischen Oppositionsfiihrer
Vitali Klitschko und Jazenjuk zu einem Gesprach tiber die innenpo-
litische Entwicklung in der Ukraine. Deutschland unterstiitzt nach-
driicklich die Bemithungen um eine friedliche Losung des Konflikts.

Die Bundeskanzlerin empfangt den belgischen Konig Philippe und
Konigin Mathilde zu einem bilateralen Gesprach im Bundeskanzler-
amt.

Die Bundeskanzlerin empfangt den Schweizer Bundesratsprasiden-
ten und Vorsitzenden der OSZE, Didier Burkhalter, zu einem Ge-
sprich tiber bilaterale, europapolitische und internationale Fragen.

16. Deutsch-Franzdsischer Ministerrat: Bundeskanzlerin Merkel
und das Bundeskabinett treffen in Paris mit ihren franzdsischen
Amtskollegen zu einer gemeinsamen Kabinettssitzung zusammen.

AnschliefRend hilt die Kanzlerin eine Rede bei der OECD.
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24./25.02.

27.02.

Mirz 2014

06.03.

07.03.

09.03.

13.03.

17.03.

18.03.

20.03.

20./21.03.

5. Deutsch-Israelische Regierungskonsultationen in Jerusalem: Bun-
deskanzlerin Merkel und das Bundeskabinett treffen zu Regierungs-
konsultationen mit ihren israelischen Amtskollegen zusammen. Im
Mittelpunkt stehen die Themen Innovation und die der 50. Jahres-
tag der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 2015.

Die Bundeskanzlerin trifft in London mit Premierminister Cameron
zusammen und hilt eine Rede vor beiden Hausern des britischen
Parlaments. Queen Elizabeth Il empfingt die Kanzlerin zu einer Au-
dienz im Buckingham Palace.

Sondertreffen der Staats- und Regierungschefs der EU zur Lage in
der Ukraine

Die Bundeskanzlerin trifft den irischen Ministerpriasidenten Enda
Kenny in Dublin zu einem Gesprich tiber aktuelle aufden- und eu-
ropapolitische Fragen.

Die Bundeskanzlerin eréffnet gemeinsam mit dem britischen Pre-
mierminister Cameron die Computermesse Cebit in Hannover.
Grof3-Britannien ist in diesem Jahr Partnerland der Cebit.

Regierungserklarung der Bundeskanzlerin zu den Ergebnissen des
Sondertreffens der Staats- und Regierungschefs der EU zur Lage in
der Ukraine

Im Rahmen der deutsch-italienischen Regierungskonsultationen
empfiangt die Bundeskanzlerin Ministerprasident Matteo Renzi zu
seinem Antrittsbesuch.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den portugiesischen Ministerprasi-
denten Pablo Passos Coelho zu einem bilateralen Arbeitsbesuch im
Bundeskanzleramt.

Die Bundeskanzlerin gibt eine Regierungserklarung ab zum bevor-
stehenden Europaischen Rat, zur Lage auf der Krim und zum Vorge-
hen gegentiber Russland. Sie unterstreicht, dass das politische Um-
feld fiir ein G8-Treffen derzeit nicht gegeben ist.

Bundeskanzlerin Merkel nimmt am Européischen Rat in Briissel
teil. Themen sind die Verbesserung der industriellen Wettbewerbs-
fahigkeit Europas und der Klima- und Energierahmen der EU fiir
2030. Der Rat befasst sich auch mit der Lage in der Ukraine sowie
dem Verhiltnis der EU zu Russland.
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24./25.03.

27.03.

28.03.

April 2014

02./03.04.

06.04.

10.04.

11.04.

25.04.

30.04.

Bei einem informellen Treffen am Rande des Gipfels fiir Nukleare
Sicherung in Den Haag, beraten die Staats- und Regierungschefs der
G7 die Lage in der Ukraine und das weitere Vorgehen. Die Vorberei-
tung des diesjahrigen G8-Gipfels in Sotschi bleibt ausgesetzt.

Die Bundeskanzlerin empfangt den kanadischen Premierminister
Stephen Harper zu einem Gesprach tiber handelspolitische und in-
ternationale Fragen.

Die Bundeskanzlerin empfangt den Staatsprasidenten der Volksre-
publik China, Xi Jinping, zu einem Gesprach tiber die Entwicklun-
gen in China sowie wirtschafts- und aufdenpolitische Themen. Der
chinesische Staatsprisident halt sich auf Einladung von Bundespra-
sident Gauck vom 28. bis 30. Mirz zu einem Staatsbesuch in
Deutschland auf.

Der 4. EU-Afrika-Gipfel in Briissel steht unter dem Motto ,In Men-
schen, Wohlstand und Frieden investieren®. Fast 90 Delegationen
aus den EU-Landern, den afrikanischen Staaten und den Vereinten
Nationen nehmen teil.

Gemeinsam mit dem niederlindischen Ministerprasidenten Mark
Rutte eréffnet die Bundeskanzlerin die Hannover Messe 2014. In
diesem Jahr sind die Niederlande Partnerland der Messe.

Die Bundeskanzlerin empfiangt die Oppositionsfithrerin Myanmars
und Friedensnobelpreistragerin Aung San Suu Kyi zu einem Ge-
sprach tiber die Lage in Myanmar und den Stand der Verfassungsre-
form.

Die Bundeskanzlerin reist nach Athen zu Gesprichen mit dem grie-
chischen Ministerprasidenten Antonis Samaras. Im Mittelpunkt ste-
hen die Lage in Griechenland und in der Eurozone.

Die Bundeskanzlerin empfangt den polnischen Ministerprisidenten
Donald Tusk zu einem Gesprich tiber die Lage in der Ukraine und
uber die europdische Energiepolitik.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den japanischen Ministerprasiden-
ten Shinzo Abe zu einem Gesprach tiber die bilateralen Beziehun-
gen, die internationale Lage und die Beziehungen zu Russland.
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Mai 2014

01./02.05.

06.05.

09./10.05.

13.05.

27.05.

Juni 2014

02.06.

4./5.06.

06.06.

11.06.

Die Bundeskanzlerin trifft US-Prasident Barack Obama in Washing-
ton zu einem Gesprach tiber internationale und bilaterale Themen
zusammen. Anschliefend hilt sie eine Rede vor der US Handels-
kammer zu transatlantischen Wirtschaftsthemen.

Die Bundeskanzlerin empfangt den Staatspriasidenten Zyperns, Ni-
kos Anastasiades, zu einem Gespréch tiber euroapolitische und in-
ternationale Fragen.

Gemeinsam mit dem franzdsischen Staatsprasidenten Francois Hol-
lande besucht die Bundeskanzlerin Riigen und Stralsund. Bei einem
bilateralen Gespriach werden deutsch-franzésische ebenso wie euro-
papolitische und internationale Themen angesprochen.

Die Bundeskanzlerin empfiangt die Chefs der fiinf internationalen
Wirtschafts- und Finanzorganisationen (OECD, IWF, Weltbank,
WTO und ILO) zu einem Gesprach tiber die Lage der Weltwirtschaft.

Treffen der EU-Staats- und Regierungschefs nach den Europawah-
len.

Die Bundeskanzlerin empfangt die Ministerprisidenten von Geor-
gien, Irakli Garibaschwili, der Republik Moldau, Iurie Leanca und
der Ukraine, Arseni Jazenjuk zu einem Gespréch tiber die aktuellen
Entwicklungen in der Region und die Lage in der Ukraine nach den
Wabhlen. Die drei Regierungschefs erhalten den diesjahrigen Karls-
preis in Aachen.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den georgischen Ministerprasiden-
ten Irakli Garibaschwili zu einem Gesprich iiber bilaterale Fragen
und tber die Lage in der Ukraine nach den Prasidentschaftswahlen.

Die Bundeskanzlerin gibt eine Regierungserklarung vor dem Deut-
schen Bundestag zum bevorstehenden G7-Gipfel ab. Das G7-Treffen
in Briissel befasst sich mit Fragen der Aufdenpolitik, der Lage der
Weltwirtschaft und mit den Themen Energie und Klima.

Offizielle Gedenkfeier zum 70. Jahrestag der Landung der alliierten
Truppen am Strand von Ouistreham in der Normandie. Auf Einla-
dung des franzdsischen Staatsprisidenten Frangois Hollande. Nach
der Gedenkfeier legt Bundeskanzlerin Merkel einen Kranz auf dem-
Soldatenfriedhof in Ranville nieder.

Die Bundeskanzlerin empfangt EZB-Prasident Mario Draghi zu ei-
nem Gesprich tiber aktuelle finanzpolitische Themen und Entwick-
lungen insbesondere in der Eurozone.
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15/16.06.

24.06.

26./27.06.

Juli 2014

01.07.

02.07.

03.07.

06.-08.07.

13.07.

Die Kanzlerin reist nach Brasilien zu offiziellen Gespriachen mit der
brasilianischen Priasidentin Dilma Rousseff. Anschliefiend reist sie
nach Salvador und spricht mit Studierenden der Technischen Uni-
versitdt Senai Climatec. Die Kanzlerin besucht das erste WM-Grup-
penspiel der deutschen Fuf$ball-Nationalmannschaft gegen Portu-
gal (Ergebnis 4:0).

Die Bundeskanzlerin begriifit den designierten NATO-Generalsek-
retdr und ehemaligen norwegischen Ministerprasidenten Jens Stol-
tenberg zu einem Gesprach im Vorfeld seiner Amtsiibernahme am
1. Oktober.

Europdischer Rat in Briissel. Auf Einladung von ER-Prisident Her-
man Van Rompuy treffen sich die Staats- und Regierungschefs zum
Gedenken an den Ausbruch des Ersten Weltkriegs vor 100 Jahren im
belgischen Ypern. Beim ER in Briissel am 27.06. beschlief3en die
Staats- und Regierungschefs eine Strategische Agenda fiir die kom-
menden finf Jahre und unterzeichnen die Freihandels- und Assozi-
ierungsabkommen mit der Republik Moldau und mit Georgien so-
wie Teile des Abkommens mit der Ukraine.

Die Bundeskanzlerin eréffnet die Dauerausstellung der Gedenk-
stiatte Deutscher Widerstand. Die Ausstellung im Bendlerblock in
Berlin wurde zum 70. Jahrestag des Stauffenberg-Attentats vom 20.
Juli 1944 neu gestaltet.

Die Bundeskanzlerin empfangt NATO-Generalsekretdr Rasmussen
zu einem bilateralen Gesprich in Vorbereitung auf den bevorste-
henden NATO-Gipfel Anfang September in Wales.

Am Rande des CDU-Wirtschaftstages trifft die Bundeskanzlerin mit
dem irischen Ministerprasidenten Enda Kenny zu einem Austausch
tiber europapolitische und internationale Fragen zusammen.

Bundeskanzlerin Merkel reist nach China. In der Provinzhauptstadt
von Sichuan Chengdu besucht sie das Deutsch- Chinesische Dialog-
forum. Es geht um Umweltschutz, Nachhaltigkeit und Innovatio-
nen. Die Kanzlerin trifft den chinesischen Premierminister zu poli-
tischen Konsultationen in Peking.

Bundeskanzlerin Merkel und Bundesprisident Joachim Gauck rei-
sen zum Finale der Fuffball-Weltmeisterschaft nach Brasilien.
Deutschland gewinnt gegen Argentinien mit 3:1 Toren.
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14.07.

15.07.

16./17.07.

August 2014

23.08.

24./25.08.

28.08.

30./31.08.

September 2014

01.09.

Bundeskanzlerin Merkel er6ffnet den 5. Petersberger Klimadialog.
Vertreter von 35 Staaten bereiten die im Dezember stattfindende
UN-Klimakonferenz in Peru vor.

Auf Einladung der Staatsprasidenten Kroatiens und Sloweniens, [vo
Josipovic und Borut Pahor reist die Kanzlerin nach Dubrovnik zum
»,Brdo-Gipfel“ mit Vertretern aller acht Balkanstaaten (Kroatien, Slo-
wenien, Serbien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Kosovo, Ma-
zedonien und Albanien). Es geht um EU-Erweiterungsperspektiven
fir die Lander des Westbalkans, regionale Infrastrukturprojekte und
Energiefragen.

Beim Europdischen Rat in Briissel geht es um die Lage in der Ukra-
ine und die anstehende Besetzung europiischer Spitzendmter. Die
Wahl des neuen Prasidenten der Europiischen Kommission durch
das Europiische Parlament erfolgte am 15. Juli.

Besuch der Bundeskanzlerin in der Ukraine. In einem Gespriach mit
Préasident Poroschenko in Kiew fordert die Bundeskanzlerin beid-
seitige Initiativen fir eine friedliche Losung des Ukraine-Konflikts.
Aus Deutschland sagt sie unter anderem Buirgschaften von einer
halben Milliarde Euro zu.

Reise der Kanzlerin nach Spanien und trifft Ministerprasident Mari-
ano Rajoy. Beide sind der Meinung, dass die Wirtschafts- und Wah-
rungsunion eine noch engere Kooperation im wirtschaftlichen Be-
reich erfordere.

Westbalkankonferenz in Berlin: Die Bundeskanzlerin empfingt die
Staats- und Regierungschefs aus Albanien, Bosnien-Herzegowina,
Kosovo, Kroatien, Mazedonien, Montenegro, Serbien und Slowe-
nien, auflerdem den 6sterreichischen Bundeskanzler Faymann. Es
geht um die Stirkung der Zusammenarbeit der Staaten der Region
und um die Anndherung an Europa.

Sondertreffen der Staats- und Regierungschefs der EU in Briissel zur
Besetzung der Spitzendmter und zur Lage in der Ostukraine. Neuer
Ratsprasident wird Donald Tusk, Polen, Neue EU-Aufienbeauftragte
Federica Mogherini, Italien.

In einer Sondersitzung des Deutschen Bundestages gibt die Bundes-
kanzlerin eine Regierungserklarung zur Auflenpolitik ab. Im Vor-
dergrund steht der deutsche Beitrag zur humanitiren Hilfe fir

56



02.09.

04./05.09.

22.09.

23.09.

29.09.

Oktober 2014

03.10.

08.10.

10.10.

15.10

Fliichtlinge im Irak und zum Kampf gegen die Terrormiliz IS durch
Waffenlieferungen an irakische Kurden.

5. Meseberger Zukunftsgesprach mit den Sozialpartnern zum
Thema ,,Chancen der Sozialen Markwirtschaft nutzen®. Es geht um
den Innovations- und Investitionsstandort Deutschland im interna-
tionalen Wettbewerb und um Chancen und Herausforderungen der
Digitalisierung fiir Wirtschaft und Gesellschaft.

Beim NATO-Gipfel in Wales sprechen die Staats- und Regierungs-
chefs tiber die aktuellen Krisen in Afghanistan und in der Ukraine.
Ein ,Alliance Readiness Action Plan® stirkt die Verteidigungs- und
Einsatzbereitschaft der NATO und unterstreicht die Beistands-
pflicht nach Art. 5 NATO-Vertrag.

Die Bundeskanzlerin empfangt den franzdsischen Premierminister
Manuel Valls zu einem Gesprach tiber europdische und internatio-
nale Herausforderungen.

Der griechische Ministerprasident Antonis Samaras besucht Berlin
und trifft zu einem Gesprach mit der Bundeskanzlerin zu Fragen
der bilateralen Beziehungen sowie zu europapolitischen und inter-
nationalen Themen zusammen.

Die Bundeskanzlerin empfangt den finnischen Ministerprasidenten
Alexander Stubb zu seinem Antrittsbesuch in Berlin. Bei dem Ge-
sprach stehen europapolitische und internationale Themen im Vor-
dergrund.

Feierlichkeiten zum 24. Tag der Deutschen Einheit in Hannover.
Beim offiziellen Festakt im Hannover Congress Centrum hilt die
Bundeskanzlerin die Festrede.

Die Bundeskanzlerin nimmt an der zweiten Folgekonferenz zur
Forderung von Jugendbeschiftigung in Mailand teil. Die Bundes-
kanzlerin hat diesen Prozess mit dem Auftaktgipfel am 3. Juli 2013
in Berlin initiiert.

3. Deutsch-Chinesische Regierungskonsultationen. Bundeskanzle-
rin Merkel empfiangt Ministerpriasident Li Kegiang und sein Kabi-
nett zu Regierungskonsultationen. Die deutsch-chinesischen Bezie-
hungen sollen zu einer umfassenden Innovationspartnerschaft aus-
gebaut werden.

Die Bundeskanzlerin ladt zur 2. Konferenz Frauen in Fiihrungsposi-
tionen in das Bundeskanzleramt ein.
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16./17.10.

20.10.

21.10.

22.10.

23./24.10.

27.10.

28.10.

29.10.

30.10.

10. ASEM-Gipfel: Die Bundeskanzlerin nimmt am europaisch-asia-
tischen Gipfel teil, der unter dem Motto ,Responsible Partnership
for Sustainable Growth and Security“ in Mailand tagt.

Die Bundeskanzlerin reist in die Slowakische Republik und wird
von Prasident Andrej Kiska in Preffburg empfangen. Anschlief3end
trifft sie Ministerprasident Robert Fico zu einem Gespréch tiber die
engen wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen. Die Bundes-
kanzlerin erhilt die Ehrendoktorwiirde Comenius-Universitét.

Nationaler IT-Gipfel 2014 in Hamburg. Die Bundeskanzlerin hélt
eine Rede zum Thema Chancen und Herausforderungen der Digita-
lisierung.

Die Bundeskanzlerin trifft US-Aufienminister John Kerry zu einem
Gesprach iiber aufienpolitische Fragen.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den Regierungschef des Fiirstentums
Liechtenstein Adrian Hasler zu einem Gesprach tiber die wirtschafts- und
finanzpolitische Lage in Europa.

Der Europiische Rat in Briissel schreibt die Klimaziele bis 2030 fest: Die
Treibhausgas-Emissionen sollen gegentiiber 1990 um 40 Prozent sinken,
der Anteil erneuerbarer Energien auf 27 Prozent steigen und der Primér-
energieverbrauch um 30 Prozent fallen.

Die Bundeskanzlerin empfiangt die chilenische Priasidentin Michelle Ba-
chelet zu einem Gesprich tiber den Ausbau der Zusammenarbeit in den
Bereichen Innovation, erneuerbare Energien, Bildung, Forschung und
Rohstoffpartnerschaft.

Sie empfangt den Ministerpriasidenten der Republik Libanon, Tamam Sa-
lam, zu einem Gesprich tiber die Folgen des Biirgerkriegs in Syrien und die
Fliichtlingswelle in den Libanon.

Die Bundeskanzlerin nimmt an der nationalen Gedenkfeier des Konig-
reichs Belgien zum 100. Jahrestag der Schlacht an der Yser und der ersten
Flandern-Schlacht teil. Bei der Gedenkveranstaltung in Niewpoort halten
Konig Philippe und die Bundeskanzlerin eine Ansprache.

Die Bundeskanzlerin empfangt den Priasidenten der Republik Haiti, Michel
Joseph Martelly, zu einem Meinungsaustausch tiber die Lage in Haiti, vier-
einhalb Jahre nach dem schweren Erdbeben.

Die Bundeskanzlerin empfangt den neuen slowenischen Ministerprasiden-
ten Miro Cerar zu einem Gesprich tber europapolitische Themen und die
Lage in Slowenien und der Region.
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31.10.

Die Bundeskanzlerin nimmt an Einweihung eines Wiedervereinigungs-
denkmals in Bonn teil. Es werden drei Biume gepflanzt: Eine Buche sym-
bolisiert den Westen, eine Kiefer den Osten Deutschlands, die Eiche steht
flir das wiedervereinigte Deutschland.

November 2014

05.11.

09.11.

10.11.

11.11.

12.11.

12.-17.11.

Die Bundeskanzlerin empfingt den Priasidenten der Republik Kolumbien,
Juan Manuel Santos, zu einem Gesprich tGiber den kolumbianischen Frie-
densprozess sowie wirtschaftliche und regionalpolitische Fragen.

25. Jahrestag der Friedlichen Revolution und des Mauerfalls in Berlin:

Die Bundeskanzlerin eréffnet die Dauerausstellung ,,1961 | 1989. Die Berli-
ner Mauer“im Dokumentationszentrum der Gedenkstitte.

Festakt des Landes Berlin zum 25. Jahrestag des Mauerfalls im Konzerthaus
am Gendarmenmarkt. Grofdes Biirgerfest am Brandenburger Tor unter
dem Motto ,Mut zur Freiheit".

Die Bundeskanzlerin empfangt den ehemaligen sowjetischen Staatsprési-
denten Michail Gorbatschow zu einem Gesprich tiber das Jubilium des
Mauerfalls in Berlin.

Die Bundeskanzlerin empfingt den Vorsitzenden der Bill- und Melinda-
Gates-Stiftung, Bill Gates, zu einem Gesprach iber eine Zusammenarbeit
bei der Ebola-Bekdampfung und bei der Stairkung von Gesundheitssyste-
men in Entwicklungsldndern.

Sie empfangt den pakistanischen Ministerprasident Nawaz Sharif zu einem
Gesprich Uber die bilateralen Beziehungen, die wirtschaftliche Lage sowie
regionalpolitische Fragen.

Ubergabe des Jahresgutachtens des Sachverstindigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung an die Kanzlerin.

Reise der Bundeskanzlerin nach Neuseeland und Australien.

Am 14.11. trifft die Bundeskanzlerin in Auckland mit Premierminister
John Key zusammen. Deutschland und Neuseeland wollen in Wirtschaft,
Wissenschaft und Klimaschutz enger zusammenarbeiten.

Beim G20-Gipfel in Brisbane am 15. und 16.11. geht um die Férderung
nachhaltigen Wirtschaftswachstums und von Investitionen, um Bankenre-
gulierung, Klima  und Energie.

Am 16. und 17.11. besucht die Bundeskanzlerin Australien und fiihrt in
Sydney ein Gespriach mit dem australischen Premierminister Tony Abbott
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20.11.

21.11.

uber bilaterale und internationale Beziehungen sowie Fragen der Integra-
tion und die Situation der Aborigines.

Die Bundeskanzlerin nimmt in Kreisau in Polen an den Feierlichkeiten
zum 25. Jahrestag der Versohnungsmesse teil und hilt eine Rede beim
Festakt der ,,Stiftung Kreisau fiir Europaische Verstandigung®.

Die Bundeskanzlerin hilt die Laudatio zur Verleihung des Walther-
Rathenau-Preises an den niederlindischen Ministerprasidenten Mark
Rutte.

Sie empfangt den belgischen Premierminister Charles Michel zu seinem
Antrittsbesuch.

Dezember 2014

01.12.

02.12.

03.12.

05.12.

11.12.

Die Bundeskanzlerin 14dt mit Staatsministerin Ozoguz zum 7. Integrati-
onsgipfel ins Bundeskanzleramt. Es geht um die Ausbildungsbeteiligung
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund.

Die Bundeskanzlerin empfingt Konig Felipe VI. von Spanien und Kénigin
Letizia zu einem Gesprich iiber die bilateralen Beziehungen sowie europa-
politische und internationale Themen.

Der 4. Fortschrittsbericht der Nationalen Plattform fiir Elektromobilitat
(NPE) wird der Kanzlerin tiberreicht.

125 Jahre Gesetzliche Rentenversicherung: Rede der Kanzlerin beim Fest-
akt der Deutschen Rentenversicherung (DRV) im Berliner Senatsgebaude.

Die Bundeskanzlerin empfangt den Ministerpriasidenten der Demokrati-
schen Bundesrepublik Athiopien, Hailemariam Desalegn, zu einem Ge-
sprich tber die afrikanische Friedens- und Sicherheitsstruktur sowie den
Kampf gegen Ebola.

Die Bundeskanzlerin empfiangt den afghanischen Prasidenten Ashraf
Ghani zu einem Gespréch tiber das weitere Engagement der internationa-
len Gemeinschaft in Afghanistan sowie aktuelle Entwicklungen im Land
und regionalpolitische Fragen.

Die Bundeskanzlerin trifft zu den routinemaifligen halbjidhrlichen Gespra-
chen mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Linder zu-
sammen. Auf der Tagesordnung stehen unter anderem der weitere Fahr-
plan zur Energiewende, die Bund/Lander-Finanzbeziehungen sowie die
Asyl- und Fliichtlingspolitik.
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15.12. Die Bundeskanzlerin empfangt den Ministerprasidenten der Republik Bulga-
rien, Bojko Borissow, zu einem Gesprach im Kanzleramt.

18.12. Die Bundeskanzlerin nimmt am Europaischen Rat in Brissel teil. Vor allem
wirtschaftspolitische Themen stehen auf der Tagesordnung.
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